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1 Tenor 

Aufgrund von § 16 i. V. m. § 6 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 

Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 

1274) wird der Firma 

Covestro Deutschland AG 

Kaiser-Wilhelm-Allee 60 

51373 Leverkusen 

 

auf ihren Antrag vom 06.12.2021, eingereicht am 17.12.2021 und zuletzt ergänzt am 

18.12.2024, die Genehmigung erteilt, die 

 

Anlage zur Herstellung von Toluylendiisocyanat 

(TDI-Anlage, Anlage Nr. 0209) 

(Nr. 4.1.4 Anhang 1 der 4. BImSchV (Hauptanlage)  

sowie Ziffern 4.8, 10.25 und 9.3.1 Anhang 1,  

letztere i.V.m. Nr. 28 Anhang 2 der 4. BImSchV), 

 

auf dem Betriebsgelände der Covestro Deutschland AG auf dem Werksgelände des 

CHEMPARK Dormagen in 41538 Dormagen, Stadtgebiet Köln, Gemarkung Worrin-

gen, Flur 33, Flurstück 79 wesentlich zu ändern. 

Der Genehmigungsbescheid ergeht, sofern in diesem Bescheid keine abweichenden 

Regelungen getroffen werden, nach Maßgabe der in Kapitel 10 aufgeführten Antrags-

unterlagen und wird gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit den in Kapitel 5 und 6 aufge-

führten Inhalts- und Nebenbestimmungen erteilt. 

 

Dieser Genehmigungsbescheid umfasst im Wesentlichen 

 die Erhöhung der Anlagenkapazität von 300.000 t/a auf 330.000 t/a TDI und Salz-

säure 30% von 900.000 t/a auf 990.000 t/a, 

 die Ausweisung des bereits in der Anlage bei der Rückstandsabtrennung anfal-

lenden organischen TDI-Rückstandes (CAS-Nr. 26471-62-5) (bisher als Abfall 

RS 1 deklariert) als Nebenprodukt P4 „Dry CSA Granulate“ mit einer maximalen 
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Jahreskapazität von 9.900 t/a und der damit einhergehenden variablen Reduzie-

rung der Menge des Abfallstromes RS 1 um die entsprechend pro Jahr vermark-

tete Menge des Nebenproduktes, 

 die Errichtung und den Betrieb eines Heiß-Phosgen-Vereinigers in der BE 1, 

 die Herstellung des bereits durch Einsatz von bereits genehmigten Kalt-Phosgen-

Vereinigern hergestellten Produktes Phosgen durch die Kombination eines vor-

geschalteten Heiß-Phosgen-Vereinigers mit einem der bereits genehmigten Kalt-

Phosgen-Vereinigern, 

 die Errichtung und den Betrieb eines neuen Dampf- und Kondensatsystems zur 

Erzeugung von Wasserdampf mit einem Druck von  aus der freiwerden-

den Energie des Phosgenierungsprozesses im Heiß-Phosgen-Vereiniger, 

 die Errichtung und den Betrieb einer neuen Dosierstation für Konditioniermittel 

zur Konditionierung von Dampf südlich des Gebäudes M46, 

 den Einsatz des neuen Stoffes Decalin als Wärmeträgeröl im Kreislaufbetrieb, 

 die Steigerung der Leistung der Verdampfer für die TDI-Kolonnen durch die Er-

höhung des Druckniveaus auf , 

 den Austausch des HCl-Absorbers  und die Instal-

lation eines  Nachkondensators sowie eines  Kühlers im Ablauf 

des vergrößerten HCl-Absorbers, 

 den Austausch des Verdampfers der Phosgendesorption  

 sowie die Anpassung der Sumpfpumpen und des Rohrleitungssys-

tems an die geänderten Durchflussmengen, 

 die Errichtung und den Betrieb eines  Kühlers im ODB -System 

sowie die Errichtung und den Betrieb einer  Absorptionskältemaschine im 

Kaltwassersystem, 

 die Errichtung und den Betrieb eines neuen zentralen TDA-Vorwärmers  

 bei höherer verdampfter TDA-Menge, 

 die bauliche Änderung und Erweiterung des Produktionsgebäudes M46 zur 

Aufnahme der neuen Apparate, 

 die bauliche Erweiterung des Gebäudes M45 zur Aufnahme der neuen 

Absorptionskältemaschine, 
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 die Änderung der genehmigten Abfallsituation durch 

o die Erhöhung des Abfallstromes RS 3 (verbrauchtes Wärmeträgeröl) von 

100 t/a auf 150 t/a durch das neu eingesetzte Wärmeträgeröl Decalin, 

o die Erhöhung der Menge an verbrauchter Aktivkohle von 50 t/a auf 60 t/a 

durch die Installation eines Heißvereinigers, 

 die Änderung der genehmigten Abluftsituation insbesondere durch 

o die Erhöhung des Abgasstromes der Abluftquelle AL 5 von 15 Nm³/h auf 

400 Nm³/h, 

o die Erhöhung des Abgasstromes der Abluftquelle AL 6 von 300 Nm³/h auf 

700 Nm³/h, 

 die Änderung der genehmigten Abwassersituation insbesondere durch 

o die Erhöhung der maximalen Konzentrationen für die Paramater AOX, 

TOC, Chlorid und TNb im Abwasserstrom AW 3 bei gleichbleibender 

Fracht über 24 h und die Änderung der Angabe der Massenströme von 

kg/h in kg/d, 

o den neuen Abwasserteilstrom des EW 7 aus der Absalzung des neuen 

Dampferzeugers (Abschlämmwasser), 

 die Erhöhung der Betriebszeit der  TDI-Rückstandsaufkonzentrie-

rung  von  auf zeitlich unbegrenz-

ten Parallelbetrieb, 

 die Anpassung der sicherheitsrelevanten PLT-Schutzeinrichtungen der gesam-

ten Anlage ohne Änderung des bestehenden Sicherheitskonzeptes aufgrund der 

Revalidierung der Gefahrenanalyse in der Sicherheitsbetrachtung 

 das Überführen der nachfolgend aufgeführten angezeigten bzw. mitgeteilten An-

lagenänderungen in den genehmigten Bestand: 

o Austausch der TDI-Auswaschkolonnen 

 durch Apparate gleicher Bauart,  

 (53.3. A-Notiz Cov TDI Anl-Nr. 209 vom 

25.11.2020), 
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o Austausch des Phosgenlösungsverdampfers 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Austausch des Frischaufgabekühlers  

(A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Ausrüstung des ODB -Kühlers  mit 

zusätzlichen Kühlplatten (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Errichtung und Betrieb der Ammoniak-Verdampferstation 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Installation des statischen Vakuumjets  

und des Kühlers  an der Vakuumpumpe 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Errichtung und Betrieb der Kaltwasserumwälzpumpe 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Errichtung und Betrieb der Kondensatpumpe 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Errichtung und Betrieb der Mischbetriebspumpe 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Errichtung und Betrieb der Rücklaufpumpe  Vernichtung 

 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021), 

o Errichtung und Betrieb der TDI-Rückstandsaufkonzentrierung 

 mit den dazugehörigen Apparaten (A15.1-300.0173/20 vom 

07.07.2021), 

o Aufstellung und Betrieb eines Lagerschrankes für Schmieröle im Süden 

von Gebäude M43 (A15.1-300.0173/20 vom 07.07.2021). 

 

Die Genehmigung umfasst außerdem die Errichtung der weiteren notwendigen 

Apparaturen gemäß Kapitel 4.7 der Antragsunterlagen sowie deren Betrieb. 

 

Die Kapazität der Anlage beträgt maximal 330.000 t/a an 2,4-/2,6-Toluylendiisocyanat 

(TDI), 990.000 t/a Salzsäure 30%ig, 2.000 t/a TDI-CSA-Mix 75 und 9.900 t/a Dry CSA 

Granulate. 

 

Die Anlage darf ganzjährig (montags-sonntags, 0:00 - 24:00 Uhr) betrieben werden. 
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Die Genehmigung erlischt gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG, wenn nicht innerhalb 

von 24 Monaten nach Bestandskraft des Bescheides die Inbetriebnahme der 

geänderten Anlage erfolgt. 

Zurzeit geltende Genehmigungen gemäß BImSchG sowie andere über den 

§ 13 BImSchG eingeschlossene behördliche Entscheidungen behalten ihre Gültigkeit, 

sofern sie nicht durch die vorliegende Genehmigung verändert oder ersetzt werden. 

Der Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach 

§ 13 BImSchG nicht von dieser Genehmigung eingeschlossen werden. 

 

Mit dem Schreiben vom 06.03.2023 wurde der Antrag auf Zulassung des vorzeitigen 

Beginns gemäß § 8a BImSchG für die Einleitung des geänderten Abwasserstroms 

AW 3 in die Werkskanalisation des CHEMPARK Dormagen zurückgezogen. Der 

Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns gemäß § 8a BImSchG für die Errichtung 

des Systemcontainers für die Lagerung von INWAPRO B-142 wurde mit Schreiben 

vom 31.03.2023 zurückgezogen. 

Dem Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG vom 

06.12.2021 für: 

 die bauliche Erweiterung des Gebäudes M46 für die Aufnahme der neuen Appa-

rate 

 die Errichtung eines Heiß-Phosgen-Vereinigers und eines neuen Wärmeträger-

systems für Decalin  

 den Austausch des HCl-Absorbers und die Installation eines  Nachkon-

densators und eines  Kühlers im Ablauf des HCl-Absorbers 

 den Austausch des bestehenden Verdampfers der Phosgendesorption 

 inklusive der Anpassung der 

Pumpen und des Rohrleitungssystems 

 die Errichtung eines neuen TDA-Erhitzers 

 die Installation eines  Kühlers im ODB-System 

 die bauliche Erweiterung des Gebäudes M45 für die Aufnahme der neuen Appa-

rate 

 die Errichtung einer  Absorptionskältemaschine im Gebäude M45 

wurde mit dem Bescheid Az.: 300-53.0063/21/G8a-BSc vom 05.05.2023 durch die Be-

zirksregierung Köln stattgegeben. 

Die genannten Zulassungsbescheide werden durch die vorliegende Genehmigung 



Genehmigungsbescheid vom 07. März 2025, Az.: 53-2023-0005103 Seite 9 von 74 

 

 

ersetzt. Die in den Zulassungsbescheiden aufgeführten Nebenbestimmungen und 

Hinweise werden - soweit erforderlich - in diese Genehmigung übernommen. 

 

2 Eingeschlossene Entscheidungen 

Gemäß § 13 BImSchG schließt diese Genehmigung folgende behördliche Entschei-

dungen mit ein: 

 Baugenehmigungen nach § 60 BauO NRW (Landesbauordnung)  

für 

 die Erweiterung des Produktionsgebäudes M46 im nördlichen Teil über die 

Achse P-R/2-4 sowie konstruktiver Änderungen am Bestandsgebäude 

 die Erweiterung des Gebäudes M45 im westlichen Teil über die Achse 

B-H‘/0-1 

 Eignungsfeststellungen nach § 63 WHG  

für 

 die Errichtung der AwSV-Anlage „Lagerschrank für Maschinenöl“ – 

LAU-Anlage 2.2 (bereits angezeigt mit der Anzeige A15.1-300.0173/20 vom 

07.07.2021) durch 

o die Aufstellung eines Systemcontainers südlich des Gebäudes M43 mit 

einer integrierten Auffangwanne aus dem Werkstoff Stahl S235JR 

(Werkst.-Nr. 1.0038) mit der abZ Z-38.5-120 zur Lagerung von 

gefahrgutrechtlich zugelassen Transportgebinden mit einem Volumen 

von max. 0,22 m³ und 

o die Ausführung der Verkehrsfläche vor dem Systemcontainer als 

befestigte Fläche in Asphaltbauweise gemäß 7.2.1 (2) der TRwS 7862020 

(Technische Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) - Ausführung von 

Dichtflächen) mit einem Hohlraumgehalt ≤ 3 Vol.-%. 

 Freistellung nach § 59 Abs. 2 WHG von der Genehmigungsbedürftigkeit 

nach § 59 Abs. 1 WHG  

für 

 die Indirekteinleitung des neuen behandlungsbedürftigen Abwasserteilstroms 

EW 7 (Abschlämmwasser aus der Dampferzeugung) als Teil des Abwasser-

stroms AW 3 der TDI-Anlage über das Kanalnetz des CHEMPARK Dormagen 
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in die Standortkläranlage K31 (Einleiterlaubnisinhaberin Currenta GmbH & Co. 

OHG). 

Die mit dem Aktenzeichen 54.1-3.2-(11.0)-Wth am 01.12.2014 erteilte 

Freistellung nach § 59 Abs. 2 WHG von der Genehmigungsbedürftigkeit nach 

§ 59 Abs. 1 WHG für die Einleitung des Abwasserstromes AW 3 mit der 

Befristung bis zum 01.12.2034 behält ansonsten weiterhin ihre Gültigkeit. 

 

Weitere behördliche Entscheidungen sind in diese Genehmigung nicht 

eingeschlossen. 

Der Bescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach 

§ 13 BImSchG nicht von dieser Genehmigung eingeschlossen werden. 

 

3 Kostenentscheidung 

Nach §§ 11, 13 GebG NRW (Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen) trägt 

die Antragstellerin die Kosten des Verfahrens. 

Die Festsetzung der Verwaltungsgebühr und der entstandenen Auslagen (Kostenfest-

setzung) erfolgt in einem separaten Kostenbescheid. 

 

4 Begründung 

 Sachverhaltsdarstellung 

Die Firma Covestro Deutschland AG betreibt auf dem Werksgelände Köln im 

CHEMPARK Dormagen, Gemarkung Worringen, Flur 33, Flurstück 79 die Anlage zur 

Herstellung von Toluylendiisocyanat (TDI-Anlage; Anlagen-Nr. 209, Nr. 4.1.4 des 

Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes, Verfahrensart G). 

Die TDI-Anlage besteht aus den Betriebseinheiten 

BE 1: TDI-Herstellung 

BE 2: TDI-Betriebstanklager. 

Mit Datum vom 06.12.2021, eingegangen am 17.12.2021, reichte die Firma Covestro 

Deutschland AG bei der Bezirksregierung Köln einen Genehmigungsantrag nach 

§ 16 BImSchG für die wesentliche Änderung der TDI-Anlage ein. 
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Die Änderung umfasst verschiedene Maßnahmen: 

 

energetische Optimierung der BE 1 

Das Verfahren für die Herstellung von Phosgen wird auf ein zweistufiges Verfahren 

unter Verwendung eines vorgeschalteten neuen Heiß-Phosgen-Vereinigers vor einem 

der bereits genehmigten Kalt-Phosgen-Vereiniger umgestellt, wobei die Herstellung 

von Phosgen auch weiterhin rein über die Kalt-Phosgen-Vereiniger erfolgen kann. 

Neben der Installation des neuen Heiß-Vereinigers wird eine neue Dampferzeugung 

zur Nutzung der Abwärme aus der Heiß-Vereinigung adaptiert. Hierfür wird zudem 

eine neue Dosierstation für die Konditionierung von Dampf am Gebäude M46 

installiert. 

Für die apparativen Änderungen wird das Gebäude M46 im östlichen Teil baulich 

erweitert. 

Aus der neuen Dampferzeugung fällt zukünftig der neue Abwasserteilstrom EW 7 aus 

der Absalzung des Dampferzeugers an. 

Der in der neuen Dampferzeugung erzeugte Dampf weist einen Druck von  auf. 

Die bisher mit dem Dampfdruck von  aus dem Werksnetz des CHEMPARK 

Dormagen betriebene TDI-Destillation wird im Zuge der Optimierung auf die 

Betriebsweise mit einem Dampfdruck von  umgestellt. Die Leistung der 

Verdampfer der TDI-Kolonnen wird dadurch gesteigert, dies bedingt den Austausch 

des HCl-Absorbers  und die Installation eines  

Nachkondensators und eines  Kühlers im Ablauf des Kondensators, um die 

Kondensations- und Kühlkapazität anzupassen. 

Die energetische Optimierung beinhaltet weiterhin den Austausch des bestehenden 

Verdampfers der Phosgendesorption durch einen neuen Verdampfer  

 sowie die Anpassung der Sumpfpumpen an die veränderten 

Durchflussmengen inklusive der erforderlichen Anpassungen des 

Rohrleitungssystems. 

Das ODB System wird durch einen zusätzlichen Kühler und eine 

3. Absorptionskältemaschine (AKM) erweitert. Diese Maßnahme ermöglicht zukünftig 

bei Überlastung des Kaltwassersystems und bei Ausfall einer 

Absorptionskältemaschine die Kühlung des . 

Die Installation eines neuen mit dem bereits in der TDI-Anlage eingesetzten 

Wärmeträgeröl Therminol betriebenen zentralen TDA-Vorwärmers  
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Neues Nebenprodukt „DRY CSA Granulate“ und Änderung der Abfallströme RS 3 und 

RS 4 

Der im Verfahrensschritt der TDI-Rückstandsabtrennung anfallende feste TDI-

Rückstand wurde bisher aufgrund mangelnder Aufarbeitungsmöglichkeit als 

Abfallstrom RS 1 (nicht gefährlicher Abfall mit der Abfallschlüsselnummer 070199) der 

thermischen Verwertung zugeführt. Im Rahmen der beantragten Optimierung der TDI-

Anlage soll dieser Rückstand zukünftig vollständig oder anteilig als Nebenprodukt P4 

„DRY CSA Granulate“ vermarket werden. Damit einhergehend reduziert sich die 

Menge des Abfallstromes RS 1 variabel um die entsprechend pro Jahr vermarktete 

Menge des Nebenproduktes. 

Durch den Einsatz des neuen Wärmeträgeröls Decalin in der TDI-Anlage erhöht sich 

der bisherige Abfallstrom an verbrauchtem Wärmeträgeröl RS 3 von 100 t/a auf 

150 t/a. 

Bei der Phosgenerzeugung wird Aktivkohle als Katalysator in den Phosgenvereinigern 

eingesetzt. Durch die Installation des neuen Phosgen-Heiß-Vereinigers fallen zusätz-

lich 10 t/a an verbrauchter Aktivkohle bei den Apparaterevisionen an. Der Abfallstrom 

RS 4 (verbrauchte Aktivkohle) erhöht sich dadurch von 50 t/a auf 60 t/a. 

 

Weitere betriebliche Maßnahmen 

Für den Abluftstrom AL 2, welcher im nicht bestimmungsgemäßen Betrieb (Abgabe 

Prozessabgas EL 2 unverbrannt über Kamin) anfällt, wird der angegebene Emissions-

massenstrom (Fracht) des emittierten Stoffes o-Dichlorbenzol (ODB) von  auf 

 angepasst. Die Betriebserfahrung hat gezeigt, dass der bisher angegebene 

Wert nicht sicher eingehalten werden kann. 

Für die im bestimmungsgemäßen Betrieb anfallenden Abluftströme AL 5 und AL 6 

werden durch die Antragstellerin höhere Volumenströme beantragt. Für den getakte-

ten Abluftstrom aus der pneumatischen Förderung hat die Betriebserfahrung gezeigt, 

dass der bisher genehmigte Abgasstrom von 15 Nm³/h nicht eingehalten werden kann, 

dieser wird auf 400 Nm³/h erhöht. Für den temporär anfallenden Abluftstrom AL 6 aus 

der Absaugung der LKW-Verladung wird die Erhöhung des Abluftvolumenstroms von 

bisher 300 Nm³/h auf 700 Nm³/h beantragt, da auch hier im laufenden Betrieb der bis-

her genehmigte Wert nicht eingehalten werden kann.  
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Für den Abwasserstrom AW 3 wird die Erhöhung der maximalen Konzentrationen für 

die Paramater AOX, TOC, Chlorid und TNb beantragt. Die Frachten werden dabei auf 

Tageswerte umgerechnet und als maximale Massenströme beantragt. Die erhöhten 

Konzentrationen treten bei Reinigungsvorgängen bzw. Wartungs- und 

Instandhaltungsarbeiten auf. Die sich bisher aus den genehmigten Frachten in kg/h 

ergebenden Tagesfrachten (kg/d) erhöhen sich durch die Änderung nicht. 

Als weitere betriebliche Maßnahme soll die Betriebszeit der bereits angezeigten 

 TDI-Rückstandsaufkonzentrierung  von  

 auf zeitlich unbegrenzten Parallelbetrieb ausgeweitet werden. 

Aus der Revalidierung der Gefahrenanalyse in den Sicherheitsbetrachtungen haben 

sich Änderungen für die sicherheitsrelevanten PLT-Schutzeinrichtungen der gesamten 

Anlage ergeben. Der Teilsicherheitsbericht für die TDI-Anlage wurde entsprechend 

überarbeitet. Durch die Anpassung kommt es zu keiner Änderung des bestehenden 

Sicherheitskonzeptes. 

 

Anlagenänderungen zur Optimierung der TDI-Anlage 

Die nachfolgend genannten Änderungen wurden bereits mit der Anzeige nach §15 

Abs. 1 BImSchG mit dem Aktenzeichen A15.1-300.0173/20 angezeigt bzw. mit der 

Aktennotiz Az. 53.3 A-Notiz Cov TDI Anl-Nr. 209 mitgeteilt.  

Zur Optimierung der TDI-Anlage wurden verschiedene Apparate ausgetauscht und 

neu errichtet. Dies betrifft unter anderem den Austausch der TDI-Auswaschkolonnen, 

des Phosgenlösungsverdampfers und des Frischaufgabekühlers im Gebäude M46 

sowie die Erweiterung des ODB Kühlers . Weiterhin 

wurden ein neuer Lagerschrank für Maschinenöle aufgestellt sowie die Errichtung 

einer neuen Ammoniakverdampferstation, die Installation eines statischen Vakuumjets 

sowie eines Kühlers an einer bestehenden Vakuumpumpe angezeigt. Es wurden eine 

neue Kaltwasserumwälzpumpe, eine Kondensatpumpe, eine Mischbetriebspumpe, 

eine Rücklaufpumpe und eine  Rückstandsaufkonzentrierung errichtet,  

.  

 

Die beantragten baulichen Maßnahmen umfassen nach BauO NRW genehmigungs-

pflichtige Änderungen, wie die Erweiterung der Gebäude M45 und M46.  

 

Einhergehend mit den beantragten stofflichen und baulichen Änderungen ergeben 

sich sowohl eignungsfeststellungspflichtige als auch nicht eignungsfeststellungspflich-

tige Änderungen nach AwSV. 
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Im Rahmen der Überarbeitung des Sicherheitsberichtes der TDI-Anlage, die aus der 

Revalidierung der Gefahrenanalyse in der Sicherheitsbetrachtung resultieren, wurde 

eine Aktualisierung der sicherheitsrelevanten PLT-Schutzeinrichtungen vorgenom-

men. Weiterhin wurden die Angaben des Störfallstoffinventars an die Zwölfte Verord-

nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Störfall-Verordnung 

- vom 15.03.2017 (BGBl. I S. 483) angepasst. 

Im Rahmen des Vorhabens wird zudem die Anpassung von Schall- und Abluftwerten 

beantragt. 

Die vorgesehenen Maßnahmen stellen eine wesentliche Änderung der bestehenden 

Anlage dar, die der Genehmigung nach § 16 BImSchG bedarf. 

Beantragt werden neben der Genehmigung nach BImSchG 

 die für die Änderung erforderlichen Baugenehmigungen gemäß § 60 BauO NRW 

für die Erweiterungen der Gebäude M45 und M46, 

 die Eignungsfeststellung nach § 63 WHG für die Lageranlage „Lagerschrank für 

Maschinenöle“ (LAU 2.2), 

 die Freistellung nach § 59 Abs. 2 WHG von der Genehmigungsbedürftigkeit nach 

§ 59 Abs. 1 WHG für die Miteinleitung des Abwasserstromes AW 3 aus der TDI-

Anlage über das Kanalnetz zur Standortkläranlage K31 (Einleiterlaubnisinhaberin 

Currenta GmbH & Co. OHG). 

 

 Genehmigungsverfahren 

4.2.1 Art des Genehmigungsverfahrens 

Die TDI-Anlage ist als Anlage zur Herstellung von stickstoffhaltigen Kohlenwasserstoff-

verbindungen der Nr. 4.1.4 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-

tige Anlagen (4. BImSchV) zuzuordnen und somit genehmigungsbedürftig im Sinne 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Einzelne Anlagenteile, Verfahrensschritte 

und Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 2 der 4. BImSchV stellen gemäß den 

Ziffern 4.8, 10.25 sowie gemäß Ziffer 9.3.1 Anhang 1 der 4. BImSchV i.V.m. Nr. 28 des 

Anhangs 2 der 4. BImSchV eigenständig genehmigungsbedürftige Nebenanlagen dar. 

Gemäß § 16 BImSchG bedarf die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des 

Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage der Genehmigung, wenn durch die 

Änderung nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden können und diese für die 

Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erheblich sein können (wesentliche Ände-

rung). 
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Die beantragten Änderungen sind als wesentliche Änderung der TDI-Anlage zu be-

trachten, da nachteilige Auswirkungen durch die Änderungen nicht von vornherein of-

fensichtlich ausgeschlossen werden konnten und somit eine Prüfung im Sinne des 

§ 6 BImSchG erforderlich war. 

Anlagen der Nr. 4.1.4 des Anhangs 1 der 4. BImSchV ist in Spalte c im Anhang 1 der 

4. BImSchV die Verfahrensart G zugeordnet. Dementsprechend wurde das Genehmi-

gungsverfahren als förmliches Verfahren nach den Vorschriften des § 10 BImSchG 

sowie der 9. BImSchV (Verordnung über das Genehmigungsverfahren) durchgeführt. 

Auf Antrag nach § 16 Abs. 2 BImSchG konnte von der öffentlichen Bekanntmachung 

des Vorhabens abgesehen werden, da durch die Änderung der Anlage erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf die in § 1 BImSchG genannten Schutzgüter nicht zu be-

sorgen sind. 

4.2.2 Einordnung nach UVPG 

Bei der beantragten Änderung der TDI-Anlage handelt es sich um ein in der Anlage 1 

zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genanntes Vorhaben. 

Nach § 9 Absatz 3 Nr. 2 i.V.m. § 7 Absatz 1 UVPG in Verbindung mit den Ziffern 4.2 

und 9.3.3 der Anlage 1 UVPG ist für dieses Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des 

Einzelfalls vorgesehen. Hiernach ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung dann durch-

zuführen, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund 

überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 UVPG aufgeführ-

ten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann.  

Die allgemeine Vorprüfung des Vorhabens hat ergeben, dass zusätzliche, erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 UVPG nicht zu er-

warten sind. Das Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung wurde gemäß 

§ 5 Abs. 2 UVPG am 19.04.2023 im UVP-Portal des Bundes (www.uvp-verbund.de) 

öffentlich bekannt gemacht. 

4.2.3 Zuständigkeiten 

Für die Erteilung der Genehmigung ist nach § 2 der ZustVU (Zuständigkeitsverordnung 

Umweltschutz) die jeweilige Bezirksregierung zuständig. 

4.2.4 Antragstellung 

Die Antragstellerin hat bei der Bezirksregierung Köln mit Datum vom 06.12.2021 eine 

Genehmigung gemäß § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der TDI-Anlage auf 

dem Gelände des CHEMPARK Dormagen beantragt. 
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4.2.5 Behördenbeteiligung 

Nach Feststellung der Vollständigkeit der Unterlagen i.S. des § 7 der 9. BImSchV wur-

den die Behörden und Stellen, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt 

wird, im Rahmen ihrer Zuständigkeit beteiligt. Beteiligt wurden 

 das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) 

 zur gutachterlichen Prüfung der im Antrag enthaltenen Unterlagen gemäß 

§ 4b der 9. BImSchV im Sinne des § 13 Abs. 1 der 9. BImSchV,  

 zur Prüfung der beigefügten Stellungnahme für die Ausbreitungsbetrachtung auf 

der Grundlage des Leitfadens KAS-18, 

 die Stadt Köln 

 Stadtplanungsamt, 

 Bauaufsichtsamt, 

 Brandschutzdienststelle / Feuerwehr und 

 Untere Bodenschutzbehörde. 

Innerhalb der Bezirksregierung Köln wurden die Antragsunterlagen im Hinblick auf die 

eigenen Zuständigkeiten durch die Dezernate 52 (Abfallwirtschaft, Bodenschutz), 53 

(Immissionsschutz, vorbeugender Gewässerschutz), 54A (Wasserwirtschaft) und 55 

(technischer Arbeitsschutz) geprüft. 

 

 Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist eine gebundene Entscheidung, die 

nach § 6 BImSchG zu erteilen ist, wenn 

– sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer auf Grund des 

§ 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden 

und 

– andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der 

Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
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4.3.1 Schutz und Vorsorge vor schädlichen Umwelteinwirkungen, 

Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen 

(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG) 

4.3.1.1 Luftverunreinigungen und Gerüche 

4.3.1.1.1 Gefasste Emissionen 

Mit dem beantragten Vorhaben werden keine neuen Abluftquellen in der TDI-Anlage 

errichtet und keine bestehenden Abluftquellen baulich verändert. 

Die TDI-Anlage verfügt über sieben Abluftquellen. Die Abluftquelle AL 1 ist nicht vom 

Antragsgegenstand betroffen. 

Die Emissionen der Abluftquellen AL 4.1 und AL 4.3 ändern sich durch den 

Antragsgegenstand nicht, allerdings werden die angegebenen Emissionswerte an die 

neuen Anforderungen der TA Luft2021 und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 

Umsetzung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2017/2117 der Kommission vom 

21. November 2017 über Schlussfolgerungen zu den besten verfügbaren Techniken 

(BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Industrieemissionen in Bezug auf die Herstellung von organischen 

Grundchemikalien (OGC-VwV) angepasst. 

Über die Abluftquellen AL 5 und AL 6 werden im bestimmungsgemäßen Betrieb die 

über Staubfilter gereinigten staubhaltigen und mit organischen Stoffen beladenen 

Ablüfte der Granulatsilos und der Granulatabfüllung über Dach ins Freie geleitet. 

Bei dem Abluftstrom AL 5 handelt es sich um einen pneumatisch erzeugten 

Abluftstrom aus der Granulatförderung, der getaktet anfällt. Nach der Inbetriebnahme 

der Anlage hat sich gezeigt, dass der rechnerisch ermittelte Volumenstrom nicht 

eingehalten werden kann. Für den Abluftstrom AL 5 wird daher eine Erhöhung des 

Abgasvolumenstroms von 15 m³/h auf 400 m³/h bei gleichbleibender 

Massenkonzentration für den Inhaltsstoff Staub beantragt. Der Massenstrom und die 

Massenkonzentration für organische Stoffe werden im Zuge der Änderung an die 

neuen Anforderungen der OGC-VwV angepasst.  

Bei dem Abluftstrom AL 6 handelt es sich um einen aus der Absaugung der 

LKW-Abfüllung, temporär anfallenden Abluftstrom aus der Granulatförderung. Nach 

der Inbetriebnahme der Anlage hat sich gezeigt, dass der rechnerisch ermittelte 

Volumenstrom nicht eingehalten werden kann. Für den Abluftstrom AL 6 wird daher 

eine Erhöhung des Abgasvolumenstroms von 300 m³/h auf 700 m³/h bei 

gleichbleibender Massenkonzentration für den Inhaltsstoff Staub beantragt. Der 
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Massenstrom und die Massenkonzentration für organische Stoffe werden im Zuge der 

Änderung an die neuen Anforderungen der OGC-VwV angepasst. 

Dem Entlüftungsstrom EL 2 aus dem Herstellungsprozess wird im Rahmen der 

Anlagenänderungen ein weiterer Teilentlüftungsstrom aus dem Decalin-System 

zugeführt. Beim Betrieb des Wärmeträgerölsystems Decalin fällt sporadisch ein 

stickstoffhaltiger Teilentlüftungsstrom an, welcher als Teil des sauerstoffarmen 

Entlüftungsstroms EL 2 im bestimmungsgemäßen Betrieb an die TVA abgegeben wird. 

Über die Abluftquelle AL 2 / AL 3 wird im nicht-bestimmungsgemäßen Betrieb der 

Entlüftungsstrom EL 2 (Abluft aus der Prozessgasvernichtung) als Abluftstrom AL 2-

Störung über Dach abgegeben.  

 Nach Inbetriebnahme der TDI-Anlage wurde ermittelt, 

dass der in den Antragsunterlagen zur Genehmigung 53.0029/11/G4-bax vom 

20.12.2012 angegebene Wert für o-Dichlorbenzol (ODB) bei einer Störung der 

Zuleitung zur TVA nicht eingehalten werden kann. Der Abluftstrom AL 2 im nicht-

bestimmungsgemäßen Betrieb ändert sich dahingehend, dass sich der maximale 

Massenstrom für o-Dichlorbenzol (ODB)  erhöht. 

Die Entlüftungsströme EL 2 und EL 3 aus dem Herstellungsprozess werden im 

bestimmungsgemäßen Betrieb an die TVA der Currenta GmbH & Co. OHG im 

CHEMPARK Dormagen abgegeben.  

 

Anforderungen nach Nr. 4.1 TA Luft2021 

Die Anlage emittiert im bestimmungsgemäßen Betrieb Staub, organische Stoffe nach 

Nr. 5.2.5 und Stoffe nach Nr. 5.2.5 Klasse I der TA Luft2021. 

Für Staub ohne Berücksichtigung der Staubinhaltsstoffe sind unter Nr. 4.3.1 TA Luft2021 

Immissionswerte festgelegt. Die Bestimmung der Immissionskenngröße kann entfal-

len, wenn die Emissionsmassenströme nach Nr. 4.6.1.1 TA Luft2021 als gering einzu-

stufen sind.  

Der Bagatellmassenstrom für nach Nr. 5.5 TA Luft2021 abgeleitete Staub-Emissionen 

wird durch die geänderte Anlage deutlich unterschritten. Die Bestimmung der Immis-

sionskenngröße kann daher entfallen. 

Weiterführend liegen für die geänderten Abluftströme der TDI-Anlage keine hinrei-

chenden Anhaltspunkte für eine Sonderfallprüfung nach Nr. 4.8 der TA Luft2021 vor. 

 

spezielle Anforderungen OGC-VwV 

In der OGC-VwV werden im Abschnitt C allgemeine bauliche und betriebliche 

Anforderungen an Anlagen zur Herstellung von organischen Grundchemikalien 
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gestellt. In den Antragsunterlagen wird plausibel dargelegt, dass diese eingehalten 

werden. 

Im Abschnitt D werden unter Nr. 4.1.4c spezielle Anforderungen zu den Emissionen 

von Anlagen zur Herstellung von Toluoldiisocyanat (TDI) gestellt. Da die TDI-Anlage 

im bestimmungsgemäßen Betrieb weder Chlor, Dioxine noch Furane emittiert, sind die 

Anforderungen für die Emissionen von gasförmigen anorganischen 

Chlorverbindungen und organischen Stoffen zu beachten. Über die Quelle AL 4.3 

werden im bestimmungsgemäßen Betrieb anorganische Chlorverbindungen emittiert. 

Die Massenkonzentration ist mit weniger als 10 mg/m³ angegeben und erfüllt damit die 

Anforderung. 

Die Emissionen an organischen Stoffen, angegeben als Gesamtkohlenstoff, 

ausgenommen staubförmige organische Stoffe, in den zusammengeführten 

Abgasströmen mit einem Massenstrom größer 5 g/h, dürfen die Massenkonzentration 

5 mg/m³ nicht überschreiten. Da der Gesamtmassenstrom der TDI-Anlage für die 

Abluftquellen AL 4.1, AL 4.3, AL 5 und AL 6 über 5 g/h liegt, sind für diese Quellen die 

Massenkonzentrationen auf 5 mg/m³ zu begrenzen. 

Die Anforderungen an die Emissionen von Tetrachlormethan finden für die TDI-Anlage 

keine Anwendung, da der Entlüftungsstrom EL 2 im bestimmungsgemäßen Betrieb an 

die TVA abgegeben wird. 

Die Anforderungen der Nr. 5.2.5 für Stoffe der Klasse I bleiben unberührt. 

Weiterhin stellt die OGC-VwV unter Nr. 4.1.4c des Abschnittes D Anforderungen an 

die Messung und Überwachung von Abluftemissionen. So sind Emissionen an 

Chlorwasserstoff und organische Verbindungen, ausgenommen staubförmige 

organische Stoffe einmal im Monat zu ermitteln. Für den Fall, dass die obere 

Vertrauensgrenze für das 90-Perzentil bei einem Vertrauensniveau von 50 Prozent 

nach Richtlinie VDI 2448 Blatt 2 (Ausgabe Juli 1997) den Emissionswert nicht 

überschreitet, können Messungen jährlich erfolgen. Da es im Zuge des 

Antragsgegenstandes zu einer Änderung der Abluftwerte kommt, findet diese 

Ausnahme zunächst keine Anwendung. Die Messungen werden daher vorerst für 

einen Zeitraum von 12 Monaten nach Erreichen des ungestörten Betriebs auf einen 

monatlichen Messzyklus festgelegt. Zeigen diese Messungen, dass die 

Anforderungen für die in der OGC-VwV genannte Ausnahme eingehalten werden, 

kann nach Ablauf dieses Zeitraumes auf eine jährliche Messung umgestellt werden. 

 

spezielle Anforderungen nach Nr. 5.4 TA Luft2021 

Für die TDI-Anlage ist die Nr. 5.4.4.1.4 (Anlagen zur Herstellung von stickstoffhaltigen 

Kohlenwasserstoffen) des Abschnitts 5.4 der TA Luft2021 zu beachten. 
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Nr. 5.4.4.1.4 TA Luft2021 stellt spezielle Anforderungen an die Emissionen von Anlagen 

zur Herstellung von Acrylnitril und von Caprolactam, welche hier nicht einschlägig sind. 

Nr. 5.4.4.1 TA Luft2021 stellt Anforderungen an die Emissionen von Gesamtstaub für 

Anlagen im diskontinuierlichen Betrieb, welche hier nicht zutreffen, da die TDI-Anlage 

kontinuierlich betrieben wird. 

 

Anforderungen nach Nr. 5.2 TA Luft2021 

Die staubförmigen Emissionen der geänderten Gesamtanlage liegen bei weniger als 

0,0022 kg/h und damit unterhalb der Anforderungen der Nr. 5.2.1 TA Luft2021 mit einem 

Massenstrom von 0,20 kg/h. 

Die Abluftquellen AL 4.1 und AL 4.3 emittieren im bestimmungsgemäßen Betrieb 

Stoffe der Nr. 5.2.5 Klasse I TA Luft2021. Der Massenstrom liegt für die Gesamtanlage 

bei 0,00132 kg/h und damit unterhalb des Grenzwertes von 0,1 kg/h. Die Anforderun-

gen an Stoffe der Nr. 5.2.5 Klasse I der TA Luft2021 werden eingehalten. 

Die für die Anlage angegebenen Emissionsmassenströme sind, mit 1,1% für Gesamt-

staub und mit 1,32% für Stoffe der Nr. 5.2.5 Klasse I der in der TA Luft festgelegten 

Emissionswerte, so gering, dass eine wiederkehrende Messung als nicht erforderlich 

erachtet wird, wenn die Einhaltung der angegebenen maximalen Massenströme für 

Gesamtstaub und Stoffe der Nr. 5.2.5 Klasse I TA Luft bei der Abnahmemessung si-

cher nachgewiesen wird. 

 

Um die Einhaltung der Anforderungen der OGC-VwV und der TA Luft2021 sicherzustel-

len, wurden die Nebenbestimmungen 5.4.1 bis 5.4.15 formuliert. Diese legen die Emis-

sionswerte fest und präzisieren die Anforderungen an die Überwachung der Emissio-

nen. 

4.3.1.1.2 Diffuse Emissionen 

Der neu in der Anlage gehandhabte Stoff Decalin fällt unter die Ziffer 5.2.6 b) der 

TA Luft2021, so dass diffuse Emissionen zu betrachten sind. 

Für die neuen und bestehenden Installationen, in denen dieser Stoff gehandhabt 

wird, legt die Antragstellerin dar, dass die Anforderungen der Ziffer 5.2.6 TA Luft2021 

bei der Ausführung beachtet werden. 

Durch die Änderung der Anlage werden keine relevanten diffusen Emissionen her-

vorgerufen. 
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4.3.1.1.3 Gerüche 

In den vom Antragsgegenstand erfassten Bereichen werden vor wie nach der Ände-

rung alle Stoffe in geschlossenen Systemen gehandhabt. Aufgrund der Behandlung 

der Abluft durch Aktivkohlefilter und Staubfilter sowie der Verbrennung der Prozessab-

luft in der TVA ist auch weiterhin auszuschließen, dass es durch Gerüche zu schädli-

chen Umwelteinwirkungen oder erheblichen Nachteilen / Belästigungen für die Allge-

meinheit und die Nachbarschaft kommt. 

Durch die geplanten Maßnahmen entstehen keine zusätzlichen Geruchsemissionen. 

Bei der Prüfung der Antragsunterlagen haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, 

dass durch die Änderung der TDI-Anlage schädliche Umwelteinwirkungen durch ge-

fasste luftgetragene Emissionen hervorgerufen werden können. 

Für luftgetragene Emissionen der TDI-Anlage liegen unter Berücksichtigung der Ne-

benbestimmungen die Genehmigungsvoraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG 

vor. 

 

4.3.1.2 Geräusche 

Zur Prüfung nach TA Lärm ist den Antragsunterlagen die „Schallemissions- / 

Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am Standort 

Dormagen“ der Currenta GmbH & Co. OHG, Abteilung CUR-SIT-SER-GEN-SST 

(Schallschutztechnik) in der Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten 

Nr. EIP2021-326-2-V3) beigefügt. 

In der Prognose EIP2021-326-2-V3 werden die von der TDI-Anlage ausgehenden 

Schallemissionen und deren Auswirkungen auf verschiedene Immissionsorte auf 

Grundlage der TA Lärm untersucht. 

Schallrelevant sind der Betrieb neuer Pumpen in der Freianlage M42 und dem Ge-

bäude / der Freianlage M46 sowie die Installation einer neuen Absorptionskältema-

schine und neuer Pumpen im Gebäude M45. Der anlagenbezogene Verkehr ändert 

sich durch das Vorhaben nicht. 

Die mit den Antragsunterlagen vorgelegte Schallprognose wurde geprüft und hinsicht-

lich der Annahmen und der Vorgehensweise als plausibel und schlüssig bewertet. 

Aus der Schallimmissionsprognose geht hervor, dass zur Einhaltung der Anforderun-

gen der TA Lärm bzw. zur Einhaltung des Standes der Technik zur Lärmminderung 

Maßnahmen zur Lärmminderung an bereits bestehenden Apparaten durchzuführen 
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sind. Diese Maßnahmen wurden bei der Berechnung der Beurteilungswerte der geän-

derten Anlage bereits berücksichtigt und werden daher mit der Nebenbestimmung 

5.5.7 als Auflage in diesen Bescheid übernommen. 

Die zulässigen Immissionswerte (ZIW) werden durch die TDI-Anlage auch nach 

Änderung an allen Immissionsorten um mindestens 15 dB(A) unterschritten. Die 

Geräuschimmissionen der TDI-Anlage sind somit als nicht relevant einzustufen. 

In der Schallprognose für den Betrieb wurde plausibel dargelegt, dass die TDI-Anlage 

unter Berücksichtigung der Nebenbestimmung 5.5.7 dem Stand der Technik zur Lärm-

minderung entspricht. Auch ergaben sich nach Prüfung der Antragsunterlagen keine 

Hinweise, dass die Geräuschemissionen der TDI-Anlage ohne großen Aufwand ver-

ringert werden können. Über den Stand der Technik hinausgehende Vorsorgeanfor-

derungen waren daher nicht zu stellen. 

Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche im Sinne des 

§ 5 Abs. 1 BImSchG ist damit gewährleistet.  

Um die Einhaltung der ermittelten Beurteilungspegel sicherzustellen, wurden diese in 

Nebenbestimmung 5.5.6 festgeschrieben. 

 

4.3.1.3 Erschütterungen 

Bei der TDI-Anlage handelt es sich um eine chemische Produktionsanlage ohne mas-

sive bewegte mechanische Bauteile. Durch den Antragsgegenstand kommen keine 

neuen Anlagenteile / Tätigkeiten hinzu, durch welche mit neuen beurteilungsrelevan-

ten Erschütterungen zu rechnen ist. Durch den Betrieb der geänderten Anlage ist da-

her nicht mit beurteilungsrelevanten Erschütterungen zu rechnen. 

Erschütterungen können infolge der Baumaßnahmen zur Änderung der TDI-Anlage 

durch vorbereitende Maßnahmen auftreten. Es finden jedoch keine Intensivverdich-

tungen oder Pfahlgründungen statt. Auf Grund der Entfernung zur nächsten Bebauung 

außerhalb des CHEMPARKs Dormagen sind nachteilige Auswirkungen auf die Nach-

barschaft nicht zu erwarten. 

 

4.3.1.4 Licht, Wärme, Strahlen und sonstige Emissionen 

Neu zu installierende Beleuchtung wird nur in dem Maße eingesetzt, wie sie die Siche-

rung der Anlagen und der Arbeitsschutz erfordern. Die erforderlichen neuen Lichtquel-

len werden unter Beachtung naturschutzrechtlicher Erkenntnisse und Leitlinien wie 

z.B. der Licht-Leitlinie neu errichtet und betrieben. 
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Aufgrund der Lage der Anlage im M-Block des CHEMPARK Dormagen sowie der in 

diesem Bereich bereits derzeit vorhandenen Lichtquellen der im CHEMPARK 

Dormagen bestehenden Anlagen ist nicht von einer Wahrnehmbarkeit außerhalb des 

CHEMPARK auszugehen. 

Es ist daher davon auszugehen, dass durch die neuen Lichtquellen keine erheblichen 

Belästigungen oder schädlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden. 

Wärmefreisetzungen, Strahlen oder sonstige Umwelteinwirkungen gehen von der 

Anlage nicht aus. 

 

4.3.1.5 Sonstige Gefahren 

Neben den durch Umweltmedien vermittelten Gefahren beinhalten chemische 

Produktionsanlagen grundsätzlich ein Gefährdungspotential durch die verwendeten 

Gefahrstoffe und vorliegenden Verfahrensparameter (Druck, Temperatur etc.). Schutz 

und Vorsorge gegen diese Gefahren werden im Abschnitt zur Störfallverordnung 

(Kapitel 4.3.5.1) unter dem Aspekt Anlagensicherheit betrachtet. 

 

4.3.2 Abfallvermeidung sowie Verwertung und Beseitigung nicht vermeidba-

rer Abfälle (§ 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) 

Durch das Vorhaben werden keine zusätzlichen Abfallströme hervorgerufen. 

Bei der TDI-Herstellung fällt im Verfahrensschritt der TDI-Rückstandsabtrennung 

aufgrund der thermischen Belastung des Produktes TDI ein Stoff an, der in den 

Verfahrensschritten TDI-Rückstandsaufkonzentrierung und TDI-

Rückstandsabtrennung von TDI getrennt wird. Bei dem Stoff handelt es sich um 

hochmolekulare organische Verbindungen, die als schwersiedende Stoffe granuliert 

und aus der Rückstandsabtrennung ausgeschleust werden. Eine Aufarbeitung der 

hochmolekularen organischen Verbindungen in die Ausgangsverbindungen ist nicht 

möglich, so dass bisher ausschließlich eine thermische Verwertung dieses Stoffs als 

nicht gefährlicher Abfall (Abfallstrom RS 1) erfolgte. 

Im Rahmen der beantragten Optimierung der TDI-Anlage soll dieser Rückstand zu-

künftig vollständig oder anteilig als Nebenprodukt P4 „DRY CSA Granulate“ vermarket 

werden. Die jährlich anfallende Abfallmenge des RS 1 ändert sich demnach um die 

entsprechende Menge an eingestuftem Nebenprodukt. Da der Marktbedarf an diesem 

Nebenprodukt noch nicht abschließend ermittelt werden konnte, wird allerdings keine 

Reduzierung des Abfallstroms RS 1 beantragt. 
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Das Wärmeträgeröl Decalin muss aufgrund der thermischen Belastung periodisch aus-

getauscht werden. Dadurch erhöht sich die Menge des Abfallstroms RS 3 (verbrauch-

tes Wärmeträgeröl). Dieser wird wie bisher der energetischen Verwertung zugeführt.  

Durch den erhöhten Bedarf an Aktivkohle in der Phosgenvernichtung erhöht sich die 

Menge des Abfallstroms RS 4. Die verbrauchte Aktivkohle wird beseitigt, da sie auf-

grund der chemischen und physikalischen Belastung nicht regeneriert werden kann. 

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG sind Abfälle zu vermeiden, zu verwerten und nicht 

zu verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu besei-

tigen. Für alle Abfallströme ist in den Antragsunterlagen eine Möglichkeit zur Verwer-

tung oder Beseitigung dargelegt. Es ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die an-

fallenden Abfälle vermieden oder in ihrer Menge vermindert werden können. Eine ord-

nungsgemäße Verwertung oder eine Beseitigung aller Abfälle ohne Beeinträchtigung 

des Wohls der Allgemeinheit ist sichergestellt. 

Für alle zusätzlich anfallenden gefährlichen Abfallmengen liegen Entsorgungsnach-

weise vor. 

Mit Stellungnahme vom 13.01.2023 hat das zuständige Dezernat 52 (Abfallstromkon-

trolle) der Bezirksregierung Köln unter Berücksichtigung des Hinweises 7.2.1 keine 

Bedenken gegen die Antragsgegenstände geäußert. 

4.3.3 Effiziente Energienutzung (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG) 

Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errich-

ten und zu betreiben, dass Energie sparsam und effizient verwendet wird. 

Die im Rahmen des neuen Reaktionsverfahrens entstehende Wärme wird in der TDI-

Anlage zur Erzeugung von Dampf genutzt, welcher für verschiedene Prozessschritte 

in der Anlage selbst eingesetzt wird. Weiterhin wird in der Anlage ein aus mehreren 

Wärmetauschern bestehendes verschaltetes System zur optimalen Wärmenutzung in 

den Prozessen eingesetzt. 

Aus den Antragsunterlagen ergeben sich darüber hinaus keine Anhaltspunkte, dass in 

der Anlage Energie effizienter eingesetzt werden kann. Die Anforderungen nach 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sind somit erfüllt. 

4.3.4 Auswirkungen nach Betriebseinstellung (§ 5 Abs. 3 BImSchG) 

Die Antragstellerin hat neben der Beschreibung der TDI-Anlage im bestimmungsge-

mäßen Betrieb auch die für den Fall der Betriebseinstellung geplanten Maßnahmen 

aufgeführt. Diese Maßnahmen beziehen sich insbesondere auf die Entleerung und 
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Reinigung der Apparate, deren Wiederverwendung oder Entsorgung, den Umgang mit 

anfallendem Spülwasser und Abfällen sowie dem Abbruch der Anlage. 

Weiterhin verpflichtet sie sich, die zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung gültigen 

rechtlichen und technischen Erfordernisse zur Erfüllung der Pflichten aus 

§ 5 Abs. 3 BImSchG umzusetzen. 

Es bestehen keine Bedenken, dass die Pflichten nach § 5 Abs. 3 BImSchG erfüllt wer-

den. 

4.3.5 Pflichten aus auf Grund von § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnun-

gen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG) 

4.3.5.1 Störfall-Verordnung (12. BImSchV) - Anlagensicherheit, Störfallbe-

trachtung, Gefahrenabwehr 

Das Betriebsgelände der Covestro Deutschland AG am Standort CHEMPARK 

Dormagen ist aufgrund der dort gehandhabten Mengen an in Anhang I der 

12. BImSchV genannten Stoffen ein Betriebsbereich der oberen Klasse im Sinne des 

§ 3 Abs. 5a BImSchG (mit Grund- und erweiterten Pflichten). Die TDI-Anlage ist Teil 

dieses Betriebsbereiches. 

Grundsätzlich unterliegen Betreiber von Betriebsbereichen den allgemeinen 

Betreiberpflichten gemäß §§ 3 bis 8 der Störfall-Verordnung. Danach hat der Betreiber 

die erforderlichen Vorkehrungen zur Verhinderung von Störfällen zu treffen 

(§ 3 Abs. 1) sowie darüber hinaus vorbeugend Maßnahmen zu treffen, um die 

Auswirkungen von Störfällen so gering wie möglich zu halten (§ 3 Abs. 3) und Anlagen 

seines Betriebsbereiches entsprechend dem Stand der Sicherheitstechnik zu errichten 

und zu betreiben (§ 3 Abs. 4 der 12. BImSchV). 

Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens hat die Antragstellerin die Einhaltung 

dieser Pflichten nachzuweisen. Die Antragsunterlagen für die wesentliche Änderung 

der TDI-Anlage enthalten daher Unterlagen nach § 4b Abs. 2 der 9. BImSchV, die sich 

an den „Mindestangaben im Sicherheitsbericht“ gemäß Anhang II der 12. BImSchV 

orientieren.  

Die vorgelegten Unterlagen gemäß § 4b Abs. 2 der 9. BImSchV wurden durch das 

LANUV NRW sachverständig begutachtet. Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, 

dass, bezogen auf das beantragte Änderungsvorhaben, die Betreiberin die nach Art 

und Ausmaß der möglichen Gefahren notwendigen Vorkehrungen vorsieht, um 

Störfälle zu verhindern und deren Folgen für die menschliche Gesundheit und die 

Umwelt zu begrenzen. Die beantragten Änderungen erhöhen die von der TDI-Anlage 

möglicherweise ausgehende Gefahr des Eintritts eines Störfalls nicht. 
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Die im Gutachten LA74-2022-0006508 vom 14.06.2024 und im Protokoll zum Vor-Ort-

Termin vom 02.02.2023 vorgeschlagenen Maßnahmen werden, soweit erforderlich, 

als Inhalts- bzw. Nebenbestimmungen und Hinweise in diesen Bescheid 

aufgenommen. 

 

4.3.5.2 Anforderungen der 39. BImSchV 

Der § 45 BImSchG verpflichtet die zuständigen Behörden, die Einhaltung der in der 

39. BImSchV festgelegten Immissionswerte sicherzustellen. Sofern aufgrund der 

Überwachung der Luftqualität gem. § 44 BImSchG i. V. m den Vorschriften der 

39. BImSchV Überschreitungen der festgelegten Immissionswerte festgestellt werden, 

so sind gemäß § 27 der 39. BImSchV Luftreinhaltepläne zu erstellen. Gemäß § 1 Abs. 

1 i. V. m. Nummer 10.6 Anhang 2 der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz ist da-

für die jeweilige Bezirksregierung zuständig. 

Der „Luftreinhalteplan für das Stadtgebiet Köln - Erste Fortschreibung 2012“ ist am 

01.04.2012 in Kraft getreten. Der „Luftreinhalteplan für das Stadtgebiet Köln – Zweite 

Fortschreibung 2019“ ist am 01.04.2019 in Kraft getreten. In diesem sind aufgrund der 

Überschreitung des Immissionswertes für Stickstoffdioxid Maßnahmen zu dessen Re-

duzierung festgelegt. Weitere Luftreinhaltepläne im Beurteilungsgebiet der Anlage 

existieren nicht. 

Durch das Vorhaben kommt es zu keiner Änderung der Stickstoffemissionen, daher 

war eine weitere Prüfung nicht erforderlich. 

4.3.6 Andere öffentlich-rechtliche Anforderungen und Belange des Arbeits-

schutzes (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG) 

4.3.6.1 Bauplanungsrecht 

4.3.6.1.1 Bebauungsplan 

Mit Stellungnahme vom 10.01.2023 hat die zuständige Planungsbehörde der Stadt 

Köln der Genehmigungsbehörde mitgeteilt, dass das Vorhaben innerhalb des räumli-

chen Geltungsbereichs des seit 1970 rechtskräftigen Bebauungsplanes 

Nr. 5859/03-001 der Stadt Köln liegt. 

Der Bereich des Vorhabens ist im Bebauungsplan als Industriegebiet (GRZ 0.8 und 

BMZ 9.0) festgesetzt und planungsrechtlich gemäß § 30 BauGB zu beurteilen. 
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Durch die geplanten Änderungen ergibt sich kein Konflikt zu den Festsetzungen des 

Bebauungsplanes. Aus planungsrechtlicher und städtebaulicher Sicht bestehen keine 

Bedenken. 

 

4.3.6.1.2 Angemessene Sicherheitsabstände im Sinne von § 50 BImSchG 

In Umsetzung von Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie legt § 50 BImSchG fest, dass bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vor-

gesehenen Flächen einander so zuzuordnen sind, dass schädliche Umwelteinwirkun-

gen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 13 der Richtlinie 

2012/18/EU in Betriebsbereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschließlich 

oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürf-

tige Gebiete, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Frei-

zeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder 

besonders empfindliche Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude, so weit wie möglich 

vermieden werden. 

Den Antragsunterlagen wurde der Bericht 2021/03/006.1a - „Ermittlung angemessener 

Abstände - Luftpfad gemäß KAS-18 Leitfaden im TGD-Betrieb im Chempark Dorma-

gen“ der Covestro Deutschland AG beigefügt. Der Bericht fasst das Ergebnis einer 

vergleichenden Bewertung der geänderten Prozessbedingungen mit den Prozessbe-

dingungen für das von der Firma R + D Ingenieurleistungen GmbH (Dr. von Dincklage) 

erstellte Gutachten mit dem Datum 07.02.2012 zusammen. Die abschließende Bewer-

tung des Berichts kommt zu dem Schluss, dass sich der angemessene Sicherheitsab-

stand für die TDI-Anlage mit den beantragten Änderungen nicht erhöht. 

 

Innerhalb dieses Abstandes befinden sich keine Gebiete mit schutzbedürftigen Nut-

zungen im Sinne des Artikels 13 der Seveso-III-Richtlinie.  

Die Ausführungen und Schlussfolgerungen wurden durch das LANUV geprüft. In sei-

ner Stellungnahme vom 14.06.2024 stellt das LANUV fest, dass die in den Antragsun-

terlagen enthaltenen Betrachtungen plausibel und nachvollziehbar sind. Die Anforde-

rungen des § 50 BImSchG sind erfüllt.  

 

4.3.6.2 Bauordnungsrecht, Brandschutz 

Das Bauordnungsamt der Stadt Köln hat in der Stellungnahme vom 10.01.2023 

(Az.: 63/S16/0130/22) abschließend festgestellt, dass baugenehmigungspflichtige 

Veränderungen an der Anlage durchgeführt werden. Aus bauordnungsrechtlicher 

Sicht bestehen keine Bedenken gegen die beantragten Änderungen der Anlage, wenn 
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die vorgeschlagenen Auflagen und Hinweise, sofern erforderlich, in den Genehmi-

gungsbescheid übernommen werden. 

Die für den Brandschutz zuständige Feuerwehr der Stadt Köln hat der Genehmigungs-

behörde mit Stellungnahme vom 10.01.2023 mitgeteilt, dass keine Bedenken gegen 

die geplanten Maßnahmen bestehen. 

 

4.3.6.3 Boden- und Grundwasserschutz 

Die TDI-Anlage befindet sich weder in einem Wasserschutzgebiet noch in einem Über-

schwemmungsgebiet.  

 

Für den Bereich der geplanten Maßnahme liegen Erkenntnisse zu im Altlastenkataster 

der Stadt Köln geführten Bodenbelastungen vor.  

Das Flurstück 79 liegt im Bereich einer altlastverdächtigen Fläche (Altstandort) gemäß 

§ 2 BBodSchG mit der Nr. 61214 und der Bezeichnung „Neusser Landstr. 406, Che-

miepark Dormagen“. Die Fläche entspricht der ehemaligen Rüstungsaltlast K163 "Fab-

rik zur Herstellung von Explosivstoffen mit Abfüllstelle, IG Farben AG". Ab 1917 wur-

den hier eine Pikrinsäurefabrik, eine Trinitrotoluolfabrik und ein Granatfüllwerk errich-

tet. Es werden betriebsbedingte Bodenverunreinigungen vermutet. 

Im nördlichen Bereich des Flurstücks 79 liegen im Altlastenkataster der Stadt Köln 

Erkenntnisse über einen Grundwasserschaden durch die Parameter Arsen/Chlor- Ver-

bindungen vor. 

Mit der geplanten Änderungsmaßnahme der TDI-Anlage sind geringe Bodeneingriffe 

verbunden, die nicht bis zum Grundwasserspiegel reichen. 

Nach fachtechnischer Prüfung der Antragsunterlagen durch das Dezernat 52 (Boden-

schutz) der Bezirksregierung Köln und der unteren Bodenschutzbehörde der Stadt 

Köln bestehen unter Berücksichtigung von Nebenbestimmungen keine Bedenken ge-

gen das Vorhaben. 

 

Bei der Anlage zur Herstellung von Toluylendiisocyanat handelt es sich um eine An-

lage, die unter die Industrieemissions-Richtlinie (IE-RL) fällt. Der für die Anlage vorlie-

gende Ausgangszustandsbericht (AZB) musste auf Grund der beantragten Änderun-

gen fortgeschrieben werden. Das AZB-Konzept 1. Fortschreibung wurde am 

23.02.2022 mit Datum vom 24.11.2021 vorgelegt. Das AZB-Konzept wurde am 

02.10.2024 letztmalig geändert und mit dem zuständigen Dezernat 52 (Bodenschutz) 

der Bezirksregierung Köln abgestimmt. 

 



Genehmigungsbescheid vom 07. März 2025, Az.: 53-2023-0005103 Seite 29 von 74 

 

 

Gemäß § 21 Abs. 2a Satz 1 Nr. 3 Buchst. c in Verbindung mit Satz 2 der 9. BImSchV 

sind in einem Genehmigungsbescheid für eine Anlage, die unter die Industrieemissi-

ons-Richtlinie (IE-RL) fällt, Anforderungen an die Überwachung von Boden und Grund-

wasser hinsichtlich der in der Anlage verwendeten, erzeugten oder freigesetzten, in 

§ 3 Abs. 10 BImSchG definierten relevanten gefährlichen Stoffe (rgS) zu stellen, inso-

fern diese vom Antragsgegenstand erfasst werden. Festzulegen sind ebenso die Fre-

quenzen, welche die Häufigkeit der Überwachung beschreiben. Im Regelfall sind die 

Durchführung von Grundwasseruntersuchungen alle 5 Jahre und Bodenuntersuchun-

gen alle 10 Jahre von der Betreiberin zu fordern. Erfolgt die Überwachung von Boden 

und Grundwasser anhand einer systematischen Beurteilung des Verschmutzungsrisi-

kos, können durch die Genehmigungsbehörde andere als die für den Regelfall vorge-

sehenen Frequenzen festgelegt werden. 

Im Rahmen des fortgeschriebenen Überwachungskonzeptes für Boden und Grund-

wasser der TDI-Anlage wurde plausibel nachgewiesen, dass der Schutz des Bodens 

und des Grundwassers weiterhin gewährleistet ist. 

 

4.3.6.4 Wasser- und Abwasserrecht 

4.3.6.4.1 Abwasser 

Mit dem Vorhaben ist eine Änderung der Abwasserströme verbunden. In der TDI-

Anlage fallen folgende Abwasserströme (AW) an: 

AW 1 

Es handelt sich um nicht mit Produkt beaufschlagtes Niederschlagswasser von Dach-

flächen und Verkehrswegen. Der AW 1 bleibt unverändert. 
 

AW 3 

Bei diesem Abwasserstrom handelt es sich um Prozessabwässer aus dem TDI-Her-

stellungsverfahren und um nicht ständig anfallende Abwasserströme wie Bühnen- und 

Spritzabwässer (aus der Bühnen- und Apparatereinigung) sowie potenziell belastetes 

Niederschlagswasser aus den AwSV-Anlagen. 

Die Entwässerungsteilströme  EW 1 / EW 2 und  

 EW 3 als Bestandteile des AW 3 sind 

vom Antragsgegenstand nicht betroffen. 

Aus der neu zu errichtenden Dampferzeugung fällt zukünftig ein kontinuierlicher 

Abwasserteilstrom (Purgestrom) EW 7 an. Dieser unterliegt dem Anhang 31 der AbwV 

und müsste grundsätzlich über einen Kühlwasserkanal des CHEMPARKS Dormagen 

abgegeben werden. Mit der Anlagenänderung wird die Abgabe dieses 
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Abwasserteilstroms über den AW 3 (behandlungsbedürftiges Prozessabwasser) 

beantragt. Nach Angaben der Antragstellerin kann eine Kontamination dieses neu 

beantragten Teilentwässerungsstroms EW 7 der TDI-Anlage mit anderen Stoffen des 

Betriebes nicht ausgeschlossen werden. Die Angaben wurden durch das zuständige 

Dezernat 54A geprüft. Gemäß der Stellungnahme lässt der geringe Volumenstrom 

dieses Abwasserteilstroms (seitens der Antragstellerin wird im Schreiben vom 

06.05.2024 gemittelt über den Tagesverlauf von weniger als  ausgegangen, 

in den Antragsunterlagen ist ein maximaler Volumenstrom von  angegeben) 

eine aufwändige technische bzw. analytische Überwachung nicht als verhältnismäßig 

erscheinen. Daher wird im vorliegenden Einzelfall einer Miteinleitung des 

Abwasserteilstroms EW 7 zusammen mit dem Abwasserstrom AW 3 

(Prozessabwasser/Schmutzabwasser) als klärpflichtiges Abwasser unter Beachtung 

der Nebenbestimmung 5.7.1 zugestimmt. 

Aufgrund der sehr geringen Abwassermenge des EW 7 und der weiteren vorliegenden 

Angaben wird der neu beantragte Abwasserteilstrom EW 7 zur Ableitung in den AW3-

Kanal (Prozessabwasserkanal bzw. Schmutzwasserkanal) gemäß § 59 Abs. 2 WHG 

von der Genehmigungsbedürftigkeit nach § 59 Abs. 1 WHG freigestellt. 

Für den Entwässerungsstrom EW 4 aus der Entwässerung der Freianlagen sowie der 

Spritz- und Reinigungswässer beantragt die Antragstellerin eine Erhöhung der 

Konzentration für die Parameter AOX, TOC, Chlorid und TNb bei gleichbleibenden 

Massenströmen (Frachten). Die bisher genehmigten maximalen Konzentrationen 

wurden rein rechnerisch ermittelt. Die Betriebserfahrung in der TDI-Anlage hat gezeigt, 

dass bei den kurzzeitig andauernden Spritz- und Reinigungsarbeiten zum Teil deutlich 

weniger Abwasser anfällt als ursprünglich angenommen. Die Inhaltsstoffe des 

Abwassers treten daher mit höheren Konzentrationen auf, so dass die maximalen 

Massenkonzentrationen nicht sicher eingehalten werden können. Die auftretenden 

Schwankungen der Massenkonzentrationen führen auch zu Schwankungen in den 

Massenströmen, daher wird zudem die Änderung der Angabe der Massenströme für 

die einzelnen Parameter des AW 3 von kg/h auf kg/d beantragt. Die beantragten 

maximalen Tageswerte für die Massenströme wurden auf Grundlage der bisher 

genehmigten maximalen Stundenmassenstromwerte berechnet und ändern sich 

daher nicht. 

Die Angaben wurden durch Dezernat 54A geprüft. Es wurde festgestellt, dass für den 

Abwasserstrom AW 3 keine neue Freistellung nach § 59 Abs. 2 WHG erforderlich ist, 

da sich bei gleicher genehmigter Emissionsfracht der bisher genehmigte maximale 

Mengenstrom für den Abwasserstrom AW 3 (Prozessabwässer/Schmutzabwässer) 

sowohl aufgrund der Erhöhungen der maximalen Konzentration bei gleichbleibender 

Tagesfracht der einzelnen Parameter als auch aufgrund des geringen Volumenstroms 
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des neu beantragten Abwasserteilstroms EW 7 nicht ändert. Die bisher gültige 

Freistellung mit dem Aktenzeichen 54.1-3.2-(11.0)-Wth vom 01.12.2014 für den 

Abwasserstrom AW 3, welcher dem Anhang 22 der AbwV unterliegt, behält weiterhin 

ihre Gültigkeit. Die Befristung der Freistellung wurde auf den 01.12.2034 festgesetzt 

und bleibt auch mit Berücksichtigung des neuen Abwasserteilstroms EW 7 bestehen. 

Die geänderten Emissionswerte des Abwasserstroms AW 3 werden per 

Nebenbestimmung festgehalten. 

 

4.3.6.4.2 Vorbeugender Gewässerschutz 

Die TDI-Anlage wird innerhalb des CHEMPARK Dormagen betrieben, der sich außer-

halb eines Wasserschutzgebietes (§ 51 WHG), eines Heilquellenschutzgebietes 

(§ 53 WHG) oder eines Überschwemmungsgebietes (§ 76 LWG) befindet. Im Rahmen 

der wesentlichen Änderung der TDI-Anlage sollen folgende Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen (AwSV-Anlagen) geändert bzw. errichtet werden: 

Lageranlagen 

 Lagerschrank für Maschinenöle, Anlagen-Nr. 022-SY-000822: 

o Errichtung der AwSV-Anlage zur Lagerung von Maschinenöl, 

o Aufstellung eines Systemcontainers südlich des Gebäudes M43 mit einer 

integrierten Auffangwanne aus dem Werkstoff Stahl S235JR (Werkst.-Nr. 

1.0038) mit der abZ Z-38.5-120 zur Lagerung von gefahrgutrechtlich 

zugelassen Transportgebinden mit einem Volumen von max. 0,22 m³, 

o Ausführung der Verkehrsfläche vor dem Systemcontainer als befestigte 

Fläche in Asphaltbauweise gemäß 7.2.1 (2) der TRwS 7862020 (Technische 

Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) - Ausführung von Dichtflächen) 

mit einem Hohlraumgehalt ≤ 3 Vol.-%. 

 Dosierstation Konditionierungsmittel, Anlagen-Nr. 022-SY-000860: 

o Errichtung der AwSV-Anlage zur Lagerung und Dosierung von 

Konditionierungsmittel, 

o Aufstellung eines Systemcontainers südlich des Gebäudes M46 mit einer 

integrierten Auffangwanne aus dem Werkstoff Stahl S235JR (Werkst.-Nr. 

1.0038) mit der abZ Z-38.5-120 mit zusätzlich eingebrachter Einlegewanne 

aus dem Werkstoff PEHD zur Lagerung von einem gefahrgutrechtlich 

zugelassenen Transportgebinde mit einem Volumen von max. 1 m³, 

o Installation der neuen Rohrleitung  

 und der neuen Dosierpumpe 
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 zur Anbindung der 

Dosierstation an das Gebäude M46, 

o Ausführung der Verkehrsfläche vor dem Systemcontainer als befestigte 

Fläche in Asphaltbauweise gemäß 7.2.1 (2) der TRwS 7862020 (Technische 

Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) - Ausführung von Dichtflächen) 

mit einem Hohlraumgehalt ≤ 3 Vol.-% oder mit einem allgemein 

bauaufsichtlich zugelassenen Gussasphalt. 

 

HBV-Anlagen 

 TDI Hauptgebäude M46, Anlagen-Nr. 022-SY-000477: 

o Errichtung eines Heiß-Vereinigers inkl. Peripherie 

o Errichtung des Dampferzeugers 

o Errichtung des Decalin-Wärmeträgeröl-Systems 

o Errichtung eines zentralen TDA-Erhitzers sowie verschiedener Pumpen und 

eines Fallfilmverdampfers für die Desorption 

o Austausch des HCl-Absorbers 

o Errichtung eines  Salzsäurekühlers sowie eines  

HCl-Nachkondensators und eines  ODB -Kühlers 

o Handhabung der neuen Stoffe Decalin und INWAPRO B-142, 

o Erhöhung des maßgeblichen Volumens der AwSV-Anlage auf 3.553 m³, 

o Austausch des Phosgenlösungsverdampfers 

, des Frischaufgabekühlers  und der 

 TDI-Auswaschkolonnen 

 (bereits angezeigt mit 

der Anzeige A40.300.043/2021 nach § 40 AwSV), 

o Änderung des ODB -Kühlers  (bereits 

angezeigt mit der Anzeige A40.300.043/2021 nach § 40 AwSV), 

o Installation der Ammoniak-Verdampferstation 

, der Rücklaufpumpe  Vernichtung  

und des statischen Vakuumjets  sowie des 

Kühlers  an der Vakuumpumpe 

 (bereits angezeigt mit der Anzeige A40.300.043/2021 

nach § 40 AwSV), 
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o Erweiterung der Sekundärbarriere im nordöstlichen Bereich als 

Bodenfläche aus Stahlbeton C30/37 mit dem aufgebrachten 

Beschichtungssystem Stellagen ASP mit der abZ Z-59.12-331, 

 TDI Nebengebäude M42, Anlagen-Nr. 022-SY-000359: 

o Installation der Rückstandsaufkonzentrierung  bestehend aus den 

Apparaten 

 

 

inklusive aller Rohrleitungen und Armaturen (bereits angezeigt mit der 

Anzeige A40.300.042/2021 nach § 40 AwSV), 

 Absorptionskältemaschine M45, Anlagen-Nr. 022-SY-000362: 

o Erweiterung der Sekundärbarriere im westlichen Bereich des Gebäudes 

M45 als Bodenfläche aus Stahlbeton C30/37 mit dem aufgebrachten 

Beschichtungssystem Stellagen ASP mit der abZ Z-59.12-331 und eines 

der drei Fugenabdichtungssysteme PE-Seal mit der abZ Z-74.5-59, 

Stellasil PE mit der abZ Z-74.5-129 oder Steulerplast PE mit der abZ 

Z-74.5-131, 

o Errichtung der Absorptionskältemaschine  

inkl. der zugehörigen Rohrleitungen und Armaturen, 

o Installation der Kaltwasserumwälzpumpe , 

der Kondensatpumpe  und der 

Mischbetriebspumpe , 

o Erhöhung des maßgeblichen Volumens der AwSV-Anlage  

. 

 

Gemäß § 62 Abs. 1 WHG müssen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen und 

Behandeln wassergefährdender Stoffe sowie Anlagen zum Verwenden 

wassergefährdender Stoffe im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Bereich 

öffentlicher Einrichtungen so beschaffen sein und so errichtet, unterhalten, betrieben 

und stillgelegt werden, dass eine nachteilige Veränderung der Eigenschaften von 

Gewässern nicht zu besorgen ist. Nach § 62 Abs. 2 WHG dürfen vorstehend genannte 

Anlagen nur entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik beschaffen 

sein sowie errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden. 

Für die Errichtung, den Betrieb und die wesentliche Änderung einer Anlage zum La-

gern, Abfüllen oder Umschlagen wassergefährdender Stoffe ist gem. § 63 Abs. 1 WHG 



Genehmigungsbescheid vom 07. März 2025, Az.: 53-2023-0005103 Seite 34 von 74 

 

 

eine Eignungsfeststellung erforderlich. Die entsprechende einkonzentrierte Entschei-

dung ist unter Kapitel 2.2 dieses Bescheides aufgeführt. Für die Lageranlage „Dosier-

station Konditioniermittel“ (022-SY-000860) ist gemäß § 41 Abs. 1 der AwSV keine 

Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 WHG erforderlich, da in der Anlage maximal 

1 m³ an wassergefährdenden Stoffen der Wassergefährdungsklasse 2 gelagert wird 

und diese somit gemäß § 39 AwSV der Gefährdungsstufe A zuzuordnen ist.  

Die Antragsunterlagen wurden im Hinblick auf wasserrechtliche Belange gemäß der 

§§ 62 und 63 WHG i. V. mit der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-

gefährdenden Stoffen (AwSV) von der zuständigen Behörde (Bezirksregierung Köln, 

Dezernat 53) geprüft. 

Die Prüfung umfasst insbesondere die Grundsatzanforderungen des § 17 AwSV, im 

Wesentlichen 

– die Standsicherheit, 

– die Dichtheit und die Widerstandsfähigkeit gegen zu erwartende mechanische, 

thermische und chemische Einflüsse, 

– das schnelle und zuverlässige Erkennen von Undichtigkeiten und 

– die Rückhaltung austretender wassergefährdender Stoffe. 

 

Standsicherheit 

 

Die Standsicherheit für die neuen Anlagenteile der HBV-Anlagen Absorptionskältema-

schine M45 und TDI-Hauptgebäude M46 wurde im Rahmen der den Antragsunterla-

gen beiliegenden Bauantragsunterlagen nach § 60 BauO NRW nachgewiesen. 

Die Standsicherheit der mit der Anzeige A40.300.042/2021 angezeigten Änderung der 

HBV-Anlage TDI Nebengebäude M42 wurde im Rahmen der Antragsunterlagen für die 

erteilte Baugenehmigung mit dem Aktenzeichen 63/B16/2079/2021 vom 20.10.2021 

nach § 60 BauO NRW (Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbau-

ordnung - vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421) nachgewiesen. 

Die Standsicherheit bzw. die Einhaltung der maximal auf die Systemcontainer der 

LAU-Anlagen „Lagerschrank für Maschinenöle“ und „Dosierstation Konditionierungs-

mittel“ einwirkenden Windlast wurde im Kapitel 10 der vorliegenden Antragsunterlagen 

nachgewiesen. 
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Dichtheit und Widerstandsfähigkeit gegen zu erwartende mechanische, thermi-

sche und chemische Einflüsse 

 

Primärbarriere 

Im Rahmen der Anlagenänderung werden neue Apparate bzw. Anlagenteile in den 

HBV-Anlagen und zwei neue Lageranlagen errichtet. Weiterhin werden die Stoffe 

Decalin und INWAPRO B-142 neu in der TDI-Anlage gehandhabt. Die Beständigkeit 

der neuen Anlagenteile gegenüber allen in dem jeweiligen Anlagenteil gehandhabten 

Medien sowie der bestehenden Anlagenteile gegenüber den neuen Medien wurde 

durch die Antragstellerin unter Vorlage verschiedener Memoranden und 

Herstellernachweise in Verbindung mit mehreren Gutachten eines Sachverständigen 

nach § 53 AwSV nachgewiesen. 

Die Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen ergab, dass alle vom 

Antragsgegenstand betroffenen Anlagenteile, einschließlich der Armaturen und 

Dichtungen, den wasserrechtlichen Anforderungen entsprechen. Notwendige 

Auflagen für die Anforderungen an die gehandhabten Stoffe wurden als 

Nebenbestimmungen in diesen Bescheid übernommen. 

 

Sekundärbarriere 

Die Beständigkeit der bestehenden Sekundärbarrieren gegenüber den neu 

gehandhabten Stoffen und die Beständigkeit der geänderten und neuen 

Sekundärbarrieren gegenüber allen in der jeweiligen AwSV-Anlage gehandhabten 

Stoffen wurde für alle vom Antragsgegenstand betroffenen AwSV-Anlagen über 

allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen, Werkszeugnisse, 

Herstellerbescheinigungen und über Gutachten eines Sachverständigen nach 

§ 53 AwSV nachgewiesen. Die Anbindung der Erweiterungen am Gebäude M46 in der 

AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ und am Gebäude M45 in der AwSV-Anlage 

„Absorptionskältemaschine M45“ an die bestehenden Bodenflächen erfolgt gemäß 

einer Mitteilung der Antragstellerin vom 20.12.2024 ohne offenliegende 

Dehnungsfuge. Die in den Antragsunterlagen für die AwSV-Anlage „TDI 

Hauptgebäude M46“ angegebenen und beantragten Fugenabdichtungssysteme 

Stellasil PE mit der abZ Z-74.5-129 und PE Seal mit der abZ Z-74.5-59 für die 

gegebenenfalls notwendige Änderung der Anbindung der Erweiterung an das 

Bestandsgebäude M46 sind unter Auflagen gegenüber den gehandhabten Medien 

beständig. Die in den Antragsunterlagen für die AwSV-Anlage 

„Absorptionskältemaschine M45“ angegebenen und beantragten 

Fugenabdichtungssysteme Stellasil PE mit der abZ Z-74.5-129, PE Seal mit der abZ 

Z-74.5-59 und Steulerplast PE mit der abZ Z-74.5-131 für die gegebenenfalls 

notwendige Änderung der Anbindung der Erweiterung an das Bestandsgebäude M45 
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sind gegenüber den gehandhabten Medien beständig. Die für die Ausführung der 

Anbindungen als Dehnungsfuge mit eingebautem Fugenabdichtungssystem 

notwendige Auflagen wurden als Nebenbestimmung in diesen Bescheid 

aufgenommen. 

Die Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen ergab, dass alle vom 

Antragsgegenstand betroffenen Sekundärbarrieren den wasserrechtlichen 

Anforderungen entsprechen. 

 

Schnelles und zuverlässiges Erkennen von Undichtigkeiten 

 

Alle neuen Anlagenteile werden mit entsprechendem Abstand zu Wänden und 

anderen Anlagenteilen installiert. Die neuen Systemcontainer sind nicht begehbar, 

aber von außen durch eine ausreichend große Toröffnung gut einsehbar und werden 

bzw. sind freistehend aufgestellt. Die vom Antragsgegenstand betroffenen HBV-

Anlagen werden mindestens alle 24 h, die beiden Systemcontainer der Lageranlagen 

1-mal wöchentlich begangen. Somit ist das schnelle und zuverlässige Erkennen von 

Undichtigkeiten gewährleistet. 

 

Rückhaltung 

 

Die Rückhaltung von austretenden wassergefährdenden Stoffen und ggf. anfallendem 

Niederschlagswasser ist für alle vom Antragsgegenstand betroffenen AwSV-Anlagen 

ausreichend bemessen. Die Rückhaltung der wassergefährdenden Stoffe in den 

Systemcontainern der beiden neuen Lageranlagen erfolgt in der dort integrierten 

ausreichend bemessenen Auffangwanne. Eine Rückhaltung von wassergefährdenden 

Stoffen für die neue Rohrleitung  von der „Dosierstation 

Konditionierungsmittel“ zum „Hauptgebäude TDI M46“ ist aufgrund der Ausführung als 

Rohrleitungstyp 1 gemäß der TRwS 780 Teil 1 nicht erforderlich. 

Im nicht-bestimmungsgemäßen Betrieb anfallende Gemische können in allen vom 

Antragsgegenstand betroffenen AwSV-Anlagen, für die eine solche Rückhaltung 

erforderlich ist, sicher zurückgehalten werden. Notwendige Auflagen für die 

Gewährleistung der Rückhaltung wurden als Nebenbestimmungen in diesen Bescheid 

übernommen. 
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Zusammenfassung 

 

Die Anforderungen der AwSV werden von allen wesentlich geänderten und neu 

errichteten AwSV-Anlagen erfüllt. Sofern erforderlich, wurde dies durch die Aufnahme 

von Nebenbestimmungen sichergestellt.  

Aufgrund von § 63 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 

(Wasserhaushaltsgesetz - WHG -) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) i.V. mit § 42 der 

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) vom 

18.04.2017 (Bundesgesetzblatt 2017 Teil 1 Nr.22) – jeweils in der zurzeit geltenden 

Fassung –  wird die Eignung für die AwSV-Anlage  

 Lagerschrank für Maschinenöl, Anlagen-Nr. 022-SY-000822 

festgestellt. 

 

4.3.6.5 Natur- und Landschaftsschutz 

Das Vorhaben stellt die wesentliche Änderung einer chemischen Produktionsanlage 

in einem bestehenden Industriegebiet dar. Aufgrund der beantragten Maßnahmen 

kann ausgeschlossen werden, dass durch die Änderung der TDI-Anlage die Verbots-

tatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG für FFH-Anhang-IV-Arten oder europäische 

Vogelarten ausgelöst werden. Eine vertiefende Artenschutzprüfung war daher nicht 

erforderlich.  

Eine mögliche Beeinträchtigung von FFH-Gebieten oder vergleichbar zu betrachten-

den Gebieten durch Luftverunreinigungen kann aufgrund der Merkmale des Vorha-

bens ausgeschlossen werden. Erhebliche Beeinträchtigungen von Natura-2000-Ge-

bieten in ihren für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestand-

teilen lassen sich daher offensichtlich ausschließen. Somit ist die Durchführung einer 

FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht erforderlich. 

Die TDI-Anlage liegt in einem bestehenden Industriegebiet. Die Änderungen werden 

von außerhalb des Geländes des CHEMPARK Dormagen kaum wahrnehmbar sein. 

Es gibt keine Auswirkungen auf Sichtbeziehungen und keine Änderung des Land-

schaftscharakters. Relevante Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft lassen sich 

ausschließen. 

 

4.3.6.6 Naherholung / Verkehr 

Die TDI-Anlage liegt innerhalb eines Industriegebietes, das keine besondere 

Bedeutung für die Naherholung hat. 
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Durch den Betrieb der geänderten TDI-Anlage ist nicht mit zusätzlichem Verkehr zu 

rechnen. 

 

4.3.6.7 Belange des Arbeitsschutzes 

Es handelt sich bei der TDI-Anlage um eine vollkontinuierlich betriebene chemische 

Produktionsanlage, in der Mitarbeiter im Schichtsystem ganzjährig rund um die Uhr 

(24 Stunden pro Tag, 365 Tage im Jahr) beschäftigt werden. 

Nach fachtechnischer Prüfung der Antragsunterlagen durch das zuständige Dezernat 

55 (Technischer Arbeitsschutz) der Bezirksregierung Köln und durch das LANUV (Be-

lange der Beschäftigten im Falle einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes) 

bestehen gegen den geänderten Betrieb der TDI-Anlage aus arbeitsschutzrechtlicher 

Sicht keine Bedenken. 

 

 Zusammenfassung der fachtechnischen Prüfung und Entscheidung 

Die fachtechnische und medienübergreifende fachgesetzliche Prüfung der Antragsun-

terlagen durch die beteiligten Behörden und Stellen führte zu entsprechenden Ergän-

zungen der Unterlagen. Abgesehen von Vorschlägen für Inhalts- und Nebenbestim-

mungen sowie für Hinweise haben die o. g. Behörden und Stellen keine grundsätzli-

chen Bedenken gegen das Vorhaben geäußert. Die vorgeschlagenen Inhalts- und Ne-

benbestimmungen und Hinweise wurden - soweit diese zur Erfüllung der Genehmi-

gungsvoraussetzungen nach § 6 BImSchG erforderlich sind - in den Bescheid über-

nommen. 

Auf die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung hat die Antragstelle-

rin einen Rechtsanspruch, wenn die Voraussetzungen vorliegen. 

Bei antragsgemäßer Ausführung und Beachtung der in Kapitel 5 und 6 aufgeführten 

Inhalts- und Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass die Betreiberpflichten nach 

§ 5 BImSchG zum Schutz der Umwelt eingehalten werden. 

Auch die sich aus einer auf Grund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung 

(hier: Störfall-Verordnung) ergebenden Pflichten sind erfüllt. Belange des Arbeits-

schutzes oder andere öffentlich-rechtliche Vorschriften stehen unter Berücksichtigung 

der Inhalts- und Nebenbestimmungen dem Vorhaben nicht entgegen. 

Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass die Voraussetzungen des § 6 BImSchG für 

die Erteilung der beantragten immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach 

§ 16 BImSchG vorliegen. Damit ist die beantragte Genehmigung zu erteilen. 
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5 Inhalts- und Nebenbestimmungen 

 Allgemeines 

5.1.1 Der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) 

ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der geänderten Anlage schriftlich anzu-

zeigen. Die Anzeige muss mindestens eine Woche vor der beabsichtigten In-

betriebnahme vorliegen und muss beinhalten, in welchem Umfang die geneh-

migten Anlagenänderungen in Betrieb genommen werden. 

5.1.2 Die Genehmigungsurkunde oder eine Abschrift derselben ist ständig am Be-

triebsort der Anlage aufzubewahren und auf Verlangen der zuständigen Über-

wachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) zur Einsichtnahme 

vorzulegen. 

 

 Baurecht 

5.2.1 Mindestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten ist der Baubeginn der nach 

BauO NRW genehmigungsbedürftigen Maßnahmen der zuständigen Bauauf-

sichtsbehörde (Stadt Köln, Bauaufsichtsamt) schriftlich anzuzeigen. 

5.2.2 Mindestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten ist der Baubeginn aller bean-

tragten Maßnahmen der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde 

(Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) schriftlich anzuzeigen. 

5.2.3 Vor Beginn der nach BauO NRW genehmigungspflichtigen Arbeiten ist der zu-

ständigen Bauaufsichtsbehörde (Stadt Köln, Bauaufsichtsamt) sowie der im-

missionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, 

Dezernat 53) der Nachweis über die Standsicherheit nach § 12 BauO NRW 

vorzulegen, der von einer bzw. einem hierfür staatlich anerkannten Sachver-

ständigen oder einer sachverständigen Stelle (§ 87 Abs.2 Nr.4 BauO NRW) 

geprüft sein muss.  

Dazu gehörten 

 eine Übereinstimmungserklärung zwischen Standsicherheitsnachweis 

und den vorgelegten Plänen für die Baugenehmigung (§ 7 der Verord-

nung über bautechnische Prüfungen (BauPrüfVO NRW) vom 

06.12.1995 (GV. NRW. S. 1241)) in der zurzeit geltenden Fassung des 

Entwurfsverfassers / der Entwurfsverfasserin, 

 der 1. Prüfbericht des Prüfstatikers / der Prüfstatikerin, 
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 die Bescheinigung gemäß § 12 Abs.1 Verordnung über staatlich aner-

kannte Sachverständige nach der Landesbauordnung vom Prüfstatiker 

/ von der Prüfstatikerin. 

5.2.4 Die Forderungen und Empfehlungen des dem Genehmigungsantrag für das 

Vorhaben beigefügten Brandschutzkonzeptes „Brandschutzkonzept TDI-An-

lage“ in der Version 2.0, Stand 03.12.2021, erstellt von der Currenta GmbH & 

Co. OHG, Abteilung CUR-CPS-BS-DOR sind vollumfänglich umzusetzen. 

5.2.5 Die Forderungen und Empfehlungen der dem Genehmigungsantrag für das 

Vorhaben beigefügten brandschutztechnischen Stellungnahme „Brandschutz-

technische Stellungnahme - Erweiterung des Gebäudes M45“, Stand 

03.12.2021, erstellt von der Currenta GmbH & Co. OHG, Abteilung CUR-CPS-

BS-DOR sind vollumfänglich umzusetzen. 

5.2.6 Baustoffe, die im Anlieferungszustand leichtentflammbar (B 3) sind, dürfen 

grundsätzlich nicht verwendet werden, es sei denn, dass es sich um Baustoffe 

handelt, die ausschließlich im Verbund mit anderen Baustoffen verwendet wer-

den und im eingebauten Zustand nicht mehr leichtentflammbar sind, z. B. Fo-

lien für Oberflächen oder Sperrschichten, Kleber. Baustoffe dürfen auch nicht 

so eingebaut werden, dass sie im Verbund mit anderen Baustoffen eine leicht-

entflammbare Eigenschaft erhalten. 

5.2.7 Mindestens eine Woche vor der abschließenden Fertigstellung der Errichtung 

bzw. der Änderungen des Gebäudes oder der baulichen Anlagen ist diese je-

weils der zuständigen Bauaufsichtsbehörde (Stadt Köln, Bauaufsichtsamt, 

Bauaufsichtsamt@stadt-koeln.de) und der zuständigen Brandschutzdienst-

stelle (Stadt Köln, Brandschutzdienststelle, 37-Gefahrenvorbeugung.feuer-

wehr@stadt-koeln.de) schriftlich anzuzeigen (§ 84 Abs. 2 BauO NRW). 

Hinweis zur Nebenbestimmung 

Mit der Anzeige zur Fertigstellung der Errichtung bzw. der Änderungen des 

Gebäudes bzw. der baulichen Anlagen ist dem Bauaufsichtsamt der Stadt 

Köln die Bescheinigung einer / eines staatlich anerkannten Sachverständigen 

für die Prüfung der Standsicherheit nach Fertigstellung der Errichtung bzw. der 

Änderungen des Gebäudes bzw. der baulichen Anlagen gemäß § 12 Abs. 2 

der Verordnung über staatlich anerkannte Sachverständige nach der Landes-

bauordnung (SV-VO) in der zurzeit geltenden Fassung vorzulegen. 

 

mailto:Bauaufsichtsamt@stadt-koeln.de
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 Schutz von Boden und Grundwasser 

5.3.1 Werden bei den Bauarbeiten Bodenbelastungen angetroffen, ist unverzüglich 

ein sachverständiger Gutachter zur fachlichen Begleitung und Untersuchung 

der Kontamination hinzuzuziehen. Die gutachterliche Begleitung ist schriftlich 

zu dokumentieren und der zuständigen Überwachungsbehörde (Stadt Köln, 

Umwelt- und Verbraucherschutzamt, Abteilung Untere Bodenschutzbehörde 

und Grundwasserschutz) zuzuleiten. 

Hinweis zur Nebenbestimmung 

Gemäß § 2 (1) des Landesbodenschutzgesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen (LBodSchG) sind Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder 

schädlichen Bodenveränderung den zuständigen Behörden (Stadt Köln, Um-

welt- und Verbraucherschutzamt, Abteilung Untere Bodenschutzbehörde und 

Grundwasserschutz unverzüglich mitzuteilen. Dabei ist für die Mitteilung an 

die Untere Bodenschutzbehörde auch das Zeichen „45840-2023“ anzugeben. 

Die Mitteilungspflicht erstreckt sich auch auf die Bauherrinnen oder Bauherren. 

Überwachung gem. § 21 Abs. 2a Nr. 3c) der 9. BImSchV von Boden und Grundwasser 

5.3.2 Die Umsetzung der Nebenbestimmungen 5.3.3 bis 5.3.16 des Bescheides 

nach § 49 VwVfG NRW mit dem Aktenzeichen 53.0032/16/G16/VwVfG49-Lüc 

vom 29.06.2020 zur Änderung des Genehmigungsbescheides 

53.0032/16/G16-Ku vom 14.07.2017 ist unter Einbeziehung der mit diesem 

Genehmigungsbescheid verbundenen Änderungen (insbesondere dem Vor-

liegen neuer relevant gefährlicher Stoffe) und des in den vorliegenden An-

tragsunterlagen in Kapitel 5.6 aktualisierten Überwachungskonzeptes fortzu-

führen. 

 

 Luftreinhaltung 

5.4.1 Die Anlage muss mit Einrichtungen ausgerüstet und betrieben werden, die bei 

allen bestimmungsgemäßen Betriebszuständen die Einhaltung der in den Ne-

benbestimmungen 5.4.2, 5.4.3, 5.4.4, 5.4.5 und 5.4.7 Emissionsbegrenzun-

gen gewährleisten. 

5.4.2 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemä-

ßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenströme, jeweils angegeben als 

Massenströme der angegebenen Stoffe, in der Abluft der jeweiligen Quelle 

nicht überschreiten: 
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Quelle Stoff Massenstrom 

AL 4.1 
Stoffe nach Nr. 5.2.5 Klasse I TA 

Luft2021 
0,00072 kg/h 

AL 4.3 
Stoffe nach Nr. 5.2.5 Klasse I TA 

Luft2021 
0,0006 kg/h 

 

Hinweis 

Die Emissionen sind als die Masse der emittierten Stoffe bezogen auf die Zeit 

als Massenstrom angegeben. Der Massenstrom ist die während einer Be-

triebsstunde bei bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage unter den für die 

Luftreinhaltung ungünstigsten Betriebsbedingungen auftretende Emission der 

genannten Quelle. 

 

5.4.3 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemä-

ßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenströme, jeweils angegeben als 

Massenströme der angegebenen Stoffe, in der Abluft der in der Abluft der je-

weiligen Quelle nicht überschreiten: 

Quelle Inhaltsstoff Massenstrom 

AL 5 Gesamtstaub < 0,008 kg/h 

AL 6 Gesamtstaub < 0,014 kg/h 

 

Hinweis 

Die Emissionen sind als die Masse der emittierten Stoffe bezogen auf die Zeit 

als Massenstrom angegeben. Der Massenstrom ist die während einer Be-

triebsstunde bei bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage unter den für die 

Luftreinhaltung ungünstigsten Betriebsbedingungen auftretende Emission der 

genannten Quelle. 

 

5.4.4 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemä-

ßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenkonzentrationen, jeweils ange-

geben als Masse der angegebenen Stoffe, in der Abluft der jeweiligen Quelle 

der TDI-Anlage nicht überschreiten: 
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Quelle Inhaltsstoff 
Massenkonzentration 

[mg/m³] 

AL 4.1 
Organische Stoffe, angegeben als 

Gesamtkohlenstoff 
5 

AL 4.3 
Organische Stoffe, angegeben als 

Gesamtkohlenstoff 
5 

AL 5 
Organische Stoffe, angegeben als 

Gesamtkohlenstoff 
5 

AL 6 
Organische Stoffe, angegeben als 

Gesamtkohlenstoff 
5 

 

Hinweis 

Die Masse der emittierten Stoffe ist bezogen auf das Volumen von Abgas im 

Normzustand (273,15 K; 101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an 

Wasserdampf. 

5.4.5 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemä-

ßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenkonzentrationen, jeweils ange-

geben als Masse der angegebenen Stoffe, in der Abluft der jeweiligen Quelle 

der TDI-Anlage nicht überschreiten: 

Quelle Inhaltsstoff 
Massenkonzentration 

[mg/m³] 

AL 4.3 

gasförmigen anorganischen Chlorver-

bindungen, angegeben als Chlorwas-

serstoff 

< 10 

 

Hinweis 

Die Masse der emittierten Stoffe ist bezogen auf das Volumen von Abgas im 

Normzustand (273,15 K; 101,3 kPa) nach Abzug des Feuchtegehaltes an 

Wasserdampf. 

5.4.6 Die Massenkonzentrationsbegrenzung von Luftverunreinigungen im Abgas 

der Nebenbestimmungen 5.4.4 und 5.4.5 erfolgt gemäß Nr. 2.7 Abs. 2 Buchst. 
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a) TA Luft2021 mit der Maßgabe, dass im Falle von Einzelmessungen jeder 

Messwert die festgelegte Massenkonzentration nicht überschreitet.  

5.4.7 Bei An- und Abfahrvorgängen darf das Zweifache der in der 

Nebenbestimmung 5.4.4 und 5.4.5 festgelegten Massenkonzentrationen nicht 

überschritten werden. 

5.4.8 Nach Erreichen des ungestörten Betriebs, jedoch frühestens drei Monate und 

spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der geänderten TDI-Anlage ist 

durch Messungen einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Stelle 

feststellen zu lassen, ob die in den Nebenbestimmungen 5.4.2, 5.4.3, 5.4.4 

und 5.4.5 festgelegten Emissionsbegrenzungen eingehalten werden.  

Die Anforderungen unter den Nebenbestimmungen 5.4.2, 5.4.3, 5.4.4 und 

5.4.5 sind sicher eingehalten, wenn das Ergebnis jeder Einzelmessung 

zuzüglich der Messunsicherheit die unter den Nebenbestimmungen 5.4.2, 

5.4.3, 5.4.4 und 5.4.5 festgelegte(n) Emissionsbegrenzung(en) nicht 

überschreitet. 

Die Emissionsbegrenzungen unter den Nebenbestimmungen 5.4.2, 5.4.3, 

5.4.4 und 5.4.5 sind bei einer Messung immer dann überschritten, wenn das 

Ergebnis einer Einzelmessung abzüglich der Messunsicherheit die 

festgelegten Emissionsbegrenzungen überschreitet. 

Für den Fall, dass bei allen Einzelmessungen das Messergebnis abzüglich der 

Messunsicherheit die unter den Nebenbestimmungen 5.4.2, 5.4.3, 5.4.4 und 

5.4.5 festgelegte Emissionsbegrenzung einhält, aber gleichzeitig mindestens 

bei einer Einzelmessung das Messergebnis zuzüglich der Messunsicherheit 

die festgelegte Emissionsbegrenzung überschreitet und hierfür keine 

anlagenspezifischen Ursachen erkennbar sind, ist die mit der Messung 

beauftragte Stelle nach § 29b BImSchG zu beauftragen, eine Überprüfung 

vorzunehmen und im Messbericht zu dokumentieren, ob das Messverfahren, 

besonders im Hinblick auf seine Messunsicherheit, dem Stand der 

Messtechnik entspricht. 

Die Bestimmung der Messunsicherheit soll für diskontinuierliche 

Messverfahren nach der Richtlinie VDI 4219 (Ausgabe August 2009) und für 

kontinuierliche Messverfahren auf Grundlage der Vorgaben der 

zugrundeliegenden Norm bzw. Richtlinie erfolgen. 

Hinweis:  

Die zurzeit bekannt gegebenen Messstellen können der Datenbank 

ReSyMeSa – Recherchesystem Messstellen und Sachverständige – auf der 
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Internetseite: www.resymesa.de (Modul Immissionsschutz) entnommen 

werden. 

5.4.9 Messplanung, Auswahl von Messverfahren sowie Auswertung und Beurtei-

lung der Messergebnisse der Messungen nach den Nebenbestimmungen 

5.4.8 haben gemäß den Nrn. 5.3.2.2 bis 5.3.2.4 TA Luft2021 zu erfolgen. 

5.4.10 Zur Durchführung der in der Nebenbestimmung 5.4.8 vorgeschriebenen Mes-

sungen sind vor Inbetriebnahme der geänderten Anlage nach Abstimmung mit 

der nach § 29b BImSchG bekanntgegebenen Stelle der Nr. 5.3.1 TA Luft2021 

entsprechende Messplätze und Probenahmestellen festzulegen und einzu-

richten. 

5.4.11 Die Messstelle nach Nebenbestimmung 5.4.8 ist zu beauftragen, über die Er-

gebnisse der Messungen nach Nebenbestimmung 5.4.8 einen Messbericht zu 

fertigen. Der Messbericht muss mindestens enthalten: 

 Angaben über die Messplanung, 

 das Ergebnis jeder Einzelmessung, 

 das verwendete Messverfahren und 

 die Betriebsbedingungen, die für die Beurteilung der Einzelwerte und 

der Messergebnisse von Bedeutung sind. 

Der Messbericht ist unter Beachtung der jeweils gültigen Normen, Richtlinien 

und Erlasse (derzeit Richtlinie DIN EN 15259 in Verbindung mit Anlage 2 des 

Gem. Runderlass „Ermittlung der Emissionen und Immissionen von luftverun-

reinigenden Stoffen, Geräuschen und Erschütterungen sowie Prüfung techni-

scher Geräte und Einrichtungen“ vom 20.05.2003, SMBl. NRW S. 924) zu er-

stellen. 

Eine Ausfertigung des Berichtes ist der zuständigen Überwachungsbehörde 

(Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) spätestens drei Monate nach Abschluss 

der Messungen unmittelbar zuzusenden. 

5.4.12 Die Messungen für organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff für 

die Quellen AL 4.1 und AL 4.3 gemäß Nebenbestimmung 5.4.4 und gasförmi-

gen anorganischen Chlorverbindungen, angegeben als Chlorwasserstoff, ge-

mäß Nebenbestimmung 5.4.5 sind wiederkehrend einmal im Monat durchfüh-

ren zu lassen. Bezugspunkt für die Berechnung der Fristen bleibt immer die 

gemäß Nebenbestimmung 5.4.8 geforderte Messung.  

Nach der 12. Messung ist ein zusammenfassender Messbericht in Anlehnung 

an den Musterbericht für Emissionsmessung (VDI 4220 Blatt 2) zu erstellen. 
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5.4.13 Ergibt die Auswertung der Messergebnisse der ersten 12 Messungen nach 

Nebenbestimmung 5.4.12, dass die obere Vertrauensgrenze für das 90-

Perzentil bei einem Vertrauensniveau von 50 Prozent nach Richtlinie VDI 2448 

Blatt 2 (Ausgabe Juli 1997) die in den Nebenbestimmungen 5.4.4 und 5.4.5 

festgelegten Emissionswerte nicht überschreitet, können, auf formlosen An-

trag mit Zustimmung der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregie-

rung Köln, Dezernat 53), die wiederkehrenden Messungen gemäß Nebenbe-

stimmung 5.4.12 spätestens bis zum Ablauf von jeweils einem Jahr durchge-

führt werden. Bezugspunkt für die Berechnung der Fristen bleibt immer die 12. 

Messung der in Nebenbestimmung 5.4.12 geforderten Messungen. 

Die Auswertung der Messergebnisse ist dem formlosen Antrag beizufügen. 

5.4.14 Die Messungen für Gesamtstaub und Stoffe nach Nr. 5.2.5 Klasse I TA Luft2021 

gemäß den Nebenbestimmungen 5.4.2 und 5.4.3 sind wiederkehrend 

spätestens bis zum Ablauf von jeweils drei Jahren durchführen zu lassen. 

Bezugspunkt für die Berechnung der Fristen bleibt immer die gemäß 

Nebenbestimmung 5.4.8 geforderte Messung. 

5.4.15 Auf die wiederkehrende Messung nach Nebenbestimmung 5.4.14 kann auf 

formlosen Antrag mit Zustimmung der zuständigen Überwachungsbehörde 

(Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) verzichtet werden, wenn mit ausreichen-

der Sicherheit festgestellt werden kann, dass die Emissionsbegrenzungen 

nach den Nebenbestimmungen 5.4.2 und 5.4.3 nicht überschritten werden. 

Dieser Nachweis kann im Messbericht nach Nebenbestimmung 5.4.11 zur 

Messung nach Inbetriebnahme der geänderten Anlage geführt werden. 

5.4.16 Betriebsstörungen sind hinsichtlich Art der Betriebsstörung, Zeitpunkt und 

Dauer zu erfassen. Eine Zusammenstellung der vorstehend genannten Daten 

ist auf Verlangen der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung 

Köln, Dezernat 53) vorzulegen. 

 

 Lärmschutz 

5.5.1 Die TDI-Anlage ist nach Nr. 3.1 TA Lärm mindestens gemäß der dem derzei-

tigen Stand der Technik entsprechenden, fortschrittlichen Lärmminderungs-

maßnahmen nach Nr. 2.5 der TA Lärm zu ändern und zu erweitern. 

5.5.2 Die in der „Schallemissions- / Immissionsprognose für die TDI-Anlage der 

Covestro Deutschland AG am Standort Dormagen“ der Currenta GmbH & Co. 

OHG, Abteilung CUR-SIT-SER-GEN-SST (Schallschutztechnik) in der 
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Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. EIP2021-326-2-V3) beschriebenen 

Vorgaben sind vollumfänglich umzusetzen. 

5.5.3 Der Einsatz von lärmrelevanten Baumaschinen ist auf die Tagzeit im Sinne der 

AVV Baulärm (07:00 Uhr bis 20:00 Uhr) zu begrenzen. 

5.5.4 Während der Änderung der Anlage ist durch eine dafür nach § 29b BImSchG 

bekannt gegebene Stelle (Messstelle, Messinstitut) eine baubegleitende 

Überwachung unter schallschutztechnischen Gesichtspunkten durchzuführen, 

um sicherzustellen, dass die in der Schallprognose „Schallemissions- / 

Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am 

Standort Dormagen“ in der Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. EIP2021-

326-2-V3), gemachten Vorgaben - insbesondere zur Beschreibung der 

Schallquellen und zu den Schallminderungsmaßnahmen - umgesetzt werden 

und die Ausführung mindestens dem derzeitigen fortschrittlichen Stand der 

Technik zur Lärmminderung sowie den in der Schallprognose gemachten 

Vorgaben entspricht. Das mit der baubegleitenden Überwachung befasste 

Messinstitut ist zu beauftragen, über die baubegleitende Überwachung einen 

Bericht zu fertigen und diesen der zuständigen Behörde (Bezirksregierung 

Köln, Dezernat 53) gemeinsam mit dem Bericht zur Abnahmemessung 

zuzusenden. 

Aus dem Bericht muss hervorgehen, ob die Änderung der Anlage gemäß den 

Vorgaben dieser Genehmigung sowie den Vorgaben der „Schallemissions- / 

Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am 

Standort Dormagen“ in der Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. EIP2021-

326-2-V3) durchgeführt wurde. Dazu ist dem Bericht eine tabellarische 

Gegenüberstellung der Vorgaben der o.g. Schallprognose (insbesondere 

Schallleistungspegel, Maße für die Schalldämmung und Schalldämpfung) 

sowie der tatsächlich realisierten Ausführung der Aggregate und 

Anlagenbestandteile beizufügen. 

5.5.5 Bei der Vergabe der Arbeiten zur Änderung der Anlage ist der Auftragnehmer 

zur Einhaltung der bestehenden Lärmschutzvorschriften, insbesondere der 

allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - 

Geräuschemissionen - (AVV Baulärm) vom 19.08.1970 (Beilage zum 

Bundesanzeiger Nr. 160) zu verpflichten. Den Lärmschutzanforderungen 

während der Bauphase ist durch Einsatz geräuscharmer Maschinen oder 

Verfahren zu entsprechen. Ggf. sind zusätzliche Schallschutzmaßnahmen 

durchzuführen. 
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Hinweis zur Nebenbestimmung 

Gemäß § 9 Abs. 1 LImSchG NRW sind von 22 bis 6 Uhr Betätigungen 

verboten, welche die Nachtruhe zu stören geeignet sind. In Ausnahmefällen 

kann gemäß § 9 Abs. 2 LImSchG die Durchführung von Bauarbeiten während 

der Nachtzeit (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) auf schriftlichen Antrag von der 

zuständigen Behörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) zugelassen 

werden, wenn die Ausübung der Tätigkeit während der Nachtzeit im 

öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten ist; 

die Ausnahme kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden 

werden. 

5.5.6 Die TDI-Anlage ist so zu ändern und zu betreiben, dass die von ihr 

hervorgerufenen Geräuschimmissionen insgesamt die folgenden 

Beurteilungspegel - gemessen jeweils 0,5 m vor der Mitte des geöffneten 

Fensters des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen 

Raumes nach DIN 4109 (Ausgabe November 1989) - nicht überschreiten: 

 

Immissionsort 

Beurteilungspegel 

Tag 

[dB(A)] 

Nacht 

[dB(A)] 

1 Köln, Ramrather Weg 39 25 21 

2 Köln, Stürzelberger Weg 6-8 26 26 

3 Dormagen, Heinestraße 8 27 23 

4 Dormagen, Schillerstraße 4 28 23 

5 Dormagen, Jussenhovener Straße 83 30 26 

6 Dormagen, Höhenberg 47 30 30 

7 Monheim, Bleer Straße 3 21 17 

8 Monheim, Braunsberger Straße 11 21 17 

9 Dormagen, Rheinfelder Straße 7 27 24 

10 Dormagen, An der Steinkaule 5 26 26 

Als Nachtzeit gilt die Zeit von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr. 

5.5.7 Die in der „Schallemissions- / Immissionsprognose für die TDI-Anlage der 

Covestro Deutschland AG am Standort Dormagen“ der Currenta GmbH & Co. 
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OHG, Abteilung CUR-SIT-SER-GEN-SST (Schallschutztechnik) in der 

Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. EIP2021-326-2-V3) 

vorgeschlagenen Geräuschminderungsmaßnahmen an den nachstehend 

aufgeführten Apparaten / Anschlussstellen in der TDI-Anlage sind z.B. durch 

Einhausung, Kapselung, Ummantelung oder Optimierung der Strömungen bis 

zur Durchführung der Messung nach Nebenbestimmung 5.5.9 derart zu 

realisieren, dass folgende maximale Schalleistungspegel LWA dauerhaft 

eingehalten werden: 

Apparatebezeichnung LWA [dB] 

075-M42_Frei-anl._+14,92m  87 

076-M42_Frei-anl._+14,92m  87 

077-M46_Frei-anl._+0m  91 

 

5.5.8 Sofern sich im Rahmen der Detailplanung oder der des Antragsgegenstandes 

Änderungen zu den Schallemissionen der den Antragsunterlagen beigefügten 

Schallimmissionsprognose der „Schallemissions- / Immissionsprognose für 

die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am Standort Dormagen“ in der 

Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. EIP2021-326-2-V3) ergeben, sind 

diese schalltechnisch zu bewerten. Erforderlichenfalls ist durch geeignete 

Kompensationsmaßnahmen bzw. Maßnahmen auf dem Ausbreitungsweg 

sicherzustellen, dass sich die durch das Änderungsvorhaben hervorgerufenen 

anteiligen Beurteilungspegel an den Immissionsorten im Vergleich zur o.g. 

Schallimmissionsprognose nicht erhöhen. In diesem Fall ist ein Vergleich zur 

Schallimmissionsprognose durchzuführen, der der zuständigen 

Überwachungsbehörde gemeinsam mit dem Bericht zur Abnahmemessung 

gemäß Nebenbestimmung 5.5.10 vorzulegen ist. 

5.5.9 Nach Erreichen eines ungestörten Betriebs, jedoch frühestens drei und 

spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist die 

Einhaltung der in Nebenbestimmung 5.5.6 aufgeführten Beurteilungspegel 

durch eine dafür nach § 29b BImSchG bekannt gegebene Stelle (Messstelle, 

Messinstitut) messtechnisch überprüfen zu lassen. 

Mit der Überprüfung darf kein Messinstitut beauftragt werden, das bereits im 

Genehmigungsverfahren tätig war. 

Ist eine messtechnische Überprüfung an den vorgenannten Immissionsorten, 

beispielsweise aufgrund von Fremdgeräuschen, nicht möglich, so sind die 

Geräuschimmissionen entsprechend A.3.1 TA Lärm Abs. 2 u. 3 zu ermitteln. 
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Messung, Berechnung und Bewertung haben nach den Bestimmungen der TA 

Lärm zu erfolgen. 

5.5.10 Das Messinstitut / die Messstelle nach Nebenbestimmung 5.5.9 ist zu 

beauftragen, über die Überprüfung nach Nebenbestimmung 5.5.9 einen 

Bericht zu fertigen und diesen der zuständigen Überwachungsbehörde 

(Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) spätestens sechs Wochen nach 

Abschluss der Messungen unmittelbar zuzusenden. 

In diesem Bericht ist auch ein Vergleich zwischen den in der „Schallemissions- 

/ Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am 

Standort Dormagen“ in der Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. EIP2021-

326-2-V3) prognostizierten Beurteilungspegeln und den bei der Überprüfung 

nach Nebenbestimmung 5.5.9 festgestellten Werten durchzuführen. 

 

 Anlagensicherheit 

5.6.1 Der bei der Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) hin-

terlegte anlagenbezogene Teil des Sicherheitsberichtes gemäß § 9 der 

12. BImSchV für die TDI-Anlage ist bis zum 31.07.2025 fortzuschreiben. 

5.6.2 In den Unterlagen nach § 9 der 12. BImSchV (Sicherheitsbericht der TDI-

Anlage „COV_SiB2O9_TDI“) sind bei der nächsten Überarbeitung Angaben 

zu Stoffen, die bei Abweichungen vom bestimmungsgemäßen Betrieb 

entstehen können, zu ergänzen. 

5.6.3 Es ist eine nachvollziehbare und aus sich heraus verständliche 

Ergebnisdarstellung technischer und organisatorischer Vorkehrungen zum 

Schutz der sicherheitsrelevanten Anlagenteile, die zum Antragsgegenstand 

gehören oder von diesem betroffen sind, gegen Eingriffe Unbefugter durch 

cyberphysische Angriffe im anlagenbezogenen Teilsicherheitsbericht B209 zu 

ergänzen. Dabei sind die Anforderungen des Leitfadens KAS-51 

(„Maßnahmen gegen Eingriffe Unbefugter‘“) zu beachten. 

Hinweis: 

Bei der nächsten Überarbeitung des hinterlegten Teilsicherheitsberichtes der 

TDI-Anlage B209 sind die aus der IT-Risikobeurteilung resultierenden 

Maßnahmen (technische und organisatorische Vorkehrungen zum Schutz der 

sicherheitsrelevanten Anlagenteile gegen Eingriffe Unbefugter durch 

cyberphysische Angriffe) für die gesamte TDI-Anlage in Bezug auf 

sicherheitsrelevante Anlagenteile darzustellen (inkl. des Netzwerkdiagrammes 

und der Assetliste). 
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Entsprechende Darstellungsempfehlungen können dem Orientierungspapier 

„Darstellung der IT-Sicherheit im Sicherheitsbericht und in den 

Genehmigungsunterlagen zur Anlagensicherheit“ des LANUV NRW 

entnommen werden. 

5.6.4 Es ist eine detaillierte IT-Risikobeurteilung zur Ermittlung und Bewertung der 

Auswirkungen von möglichen Cyber-Angriffen auf die Integrität und 

Verfügbarkeit unter Berücksichtigung konkret eingesetzter Komponenten und 

Systeme zur Prozess- und Sicherheitssteuerung beizufügen. Diese hat sich in 

der Darstellung der IT-Bedrohungen, der Schwachstellen sowie der 

IT-Gefährdungen konkret auf den Antragsgegenstand bzw. auf Anlagenteile 

der TDI-Anlage zu beziehen, die von diesem betroffen sind. Die 

IT-Risikobeurteilung muss eine detaillierte Beschreibung der Methodik der 

gewählten IT-Risikobeurteilung beinhalten. Die Ergebnisse der 

IT-Risikobeurteilung (Identifizierung und Bewertung von Auswirkungen) und 

daraus abgeleitete IT-Sicherheitsmaßnahmen für die TDI-Anlage sind konkret 

darzustellen. 

Hinweis: 

Die Definition der Begrifflichkeiten aus dem KAS 51 sind zu beachten (IT-

Bedrohung, IT-Gefährdung, Sicherungsanalyse, etc.). 

5.6.5 Die mit den Nebenbestimmungen Nr. 5.6.3 und 5.6.4 geforderten Unterlagen 

sind spätestens zwei Monate nach Inbetriebnahme der zuständigen Überwa-

chungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) vorzulegen. 

5.6.6 Werden bei der kontinuierlichen Beobachtung der IT-Gefährdungslage 

Schwachstellen, IT-Bedrohungen oder IT-Gefährdungen erkannt, sind Zeit-

punkt, Art der Schwachstelle, der IT-Bedrohung oder der IT-Gefährdung und 

die Art der Beseitigung festzulegen durchzuführen und zu dokumentieren. Die 

Dokumentation ist am Standort vorzuhalten. 

Hinweis zur Nebenbestimmung: 

Wenn Maßnahmen zur Beseitigung von Schwachstellen, IT-Bedrohungen und 

IT-Gefährdungen geplant werden, die gemäß § 15 Abs. 1 BImSchG anzuzei-

gen sind, dann ist die Anzeige ohne geheimhaltungsbedürftige Details einzu-

reichen. 

5.6.7 Auf Verlangen der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung 

Köln, Dezernat 53) ist ihr vor Ort Einblick in die Dokumentation zu gewähren. 
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Die Überwachungsbehörde kann die Fortschreibung des Kapitels „IT-Sicher-

heit“ im hinterlegten anlagenbezogenen Sicherheitsbericht verlangen, wenn 

sie dies für erforderlich hält. 

5.6.8 Die gesamte IT-Risikobeurteilung ist sowohl regelmäßig als auch anlassbezo-

gen zu wiederholen. Das Intervall zwischen den regelmäßigen Risikobeurtei-

lungen darf gemäß KAS 51 zwei Jahre nicht überschreiten. 

5.6.9 Ergibt die IT-Risikobeurteilung die Notwendigkeit relevanter Änderungen wie 

beispielsweise die Integration neuer Komponenten oder Systeme oder die Än-

derung der vorhandenen, sind diese gemäß § 9 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4, S. 2 der 

12. BImSchV unverzüglich und nicht erst nach Ablauf der in § 9 Abs. 5 Satz 1 

Nr. 1 der 12. BImSchV genannten Frist von mindestens 5 Jahren in das ent-

sprechende Kapitel zur IT/OT-Sicherheit des hinterlegten anlagenbezogenen 

Sicherheitsberichtes einzuarbeiten. 

 

 Wasserrecht 

5.7.1 Für den Abwasserstrom AW 3 der TDI-Anlage der durch die Kanalisation des 

CHEMPARK Dormagen der Standortkläranlage K31 zugeführt wird, sind die 

folgende Volumenströme sowie die folgenden Frachten und Konzentrationen 

einzuhalten: 

 
Parameter ohne bzw. mit unvollständiger Abgabe von HCl-Dünnsäure bzw. NaOH-Dünnlauge 

an die HCl-Elektrolyse der Firma Covestro Deutschland AG 

Anfallstelle Volumen-
strom 

(maximal) 

Parameter Konzentration 

(maximal) 

Fracht 

(maximal) 

 [m³/d]  [mg/l]  [kg/d] 

Spritz-/Reini-
gungswässer, 
belastetes Nie-
derschlagswas-

ser 

3601) AOX 10 0,36 

TOC 100 7,2 

Chlorid 10.000 1.800 

TNb 300 7,2 

Prozessabwas-
ser 2) 

240 AOX 28,5 6,84 

TOC 170 40,8 

Chlorid 12.500 3.000 

TNb 50 12 



Genehmigungsbescheid vom 07. März 2025, Az.: 53-2023-0005103 Seite 53 von 74 

 

 

Abschlämmwas-
ser aus der 

Dampferzeugung 

12 TOC 17 0,2 

CSB 50 0,6 

Metalle 
(Cr, Cu, 

Ni) 

0,5 / 0,5 / 0,5 je 0,006 

TNb 10 0,12 

1) bei Starkregenereignissen kann sich die AW 3 Menge durch anfallendes Niederschlagswasser erhöhen, die 

genehmigten Abwasserfrachten (Massenströme) bleiben hiervon unberührt. 

2)  Bei An- und Abfahrvorgängen und Wartungsvorgängen im Phosgenvernichtungsprozess 

 

 

Parameter mit vollständiger Abgabe von HCl-Dünnsäure bzw. NaOH-Dünnlauge an die HCl-

Elektrolyse der Firma Covestro Deutschland AG: 

Anfallstelle Volumen-
strom 

(maximal) 

Parameter Konzentration 

(maximal) 

Fracht 

(maximal) 

 [m³/d]  [mg/l]  [kg/d] 

Spritz-/Reini-
gungswässer, be-
lastetes Nieder-
schlagswasser 

3601) AOX 10 0,36 

TOC 100 7,2 

Chlorid 10.000 1.800 

TNb 300 7,2 

Prozessabwasser 0 - - - 

Abschlämmwas-
ser aus der 

Dampferzeugung 

12 TOC 17 0,2 

CSB 50 0,6 

Metalle 
(Cr, Cu, 

Ni) 

0,5 / 0,5 / 0,5 je 0,006 

TNb 10 0,12 

1) bei Starkregenereignissen kann sich die AW 3 Menge durch anfallendes Niederschlagswasser erhöhen, die ge-

nehmigten Abwasserfrachten (Massenströme) bleiben hiervon unberührt. 

 

5.7.2 Jedes Abwasser, das außerhalb des bestimmungsgemäßen Betriebes anfällt, 

ist im Bereich der Anlage aufzufangen und darf zunächst nicht in die 

Werkskanalisation eingeleitet werden. 
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Eine Entsorgung dieses Abwassers über die Kläranlagen des Standortes ist 

nur dann zulässig, wenn von der zuständigen Überwachungsbehörde 

(Bezirksregierung Köln, Dezernat 54A) einem entsprechenden Antrag der 

Einleitungserlaubnisinhaberin (Currenta GmbH & Co. OHG) auf Einleitung im 

Einzelfall stattgegeben wurde. 

5.7.3 Sofern Abwasser die in der Nebenbestimmung 5.7.1 angegebenen Werte für 

Fracht oder Konzentration überschreitet, ist umgehend die zuständige 

Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernate 53 und 54A) zu 

informieren und das weitere Vorgehen mit dieser abzustimmen. Eine 

Einleitung in die Kläranlage ist erst mit vorliegender Zustimmung durch die 

zuständige Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 54A) 

zulässig. 

 

 Vorbeugender Gewässerschutz 

5.8.1 Betriebsstörungen und sonstige Vorkommnisse, bei denen wassergefähr-

dende Stoffe aus einer AwSV-Anlage austreten und zu befürchten ist, dass 

diese in ein oberirdisches Gewässer, in den Untergrund oder in die Kanalisa-

tion eindringen, sind unverzüglich der zuständigen Überwachungsbehörde 

(Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) anzuzeigen. Dabei sind Art, Umfang, Ort 

und Zeit des Schadensereignisses möglichst genau anzugeben. 

Diese Meldepflicht gilt beim störungsbedingten Einleiten wassergefährdender 

Stoffe in die betriebliche Kanalisation für behandlungsbedürftige Abwässer nur 

dann, wenn zu erwarten ist, dass hierdurch im Ablauf der gewerblichen Be-

triebs- oder Standortkläranlage K31 andere Schadstoffparameter als die ge-

nehmigten auftreten oder die genehmigten Konzentrationen bzw. Frachten ge-

mäß Formular 4, Blatt 2 der TDI-Anlage überschritten werden. Unabhängig 

davon sind alle Ereignisse gemäß Absatz 1 in einer elektronischen oder 

schriftlichen Betriebsdokumentation zu erfassen. Die Eintragungen sind jeder-

zeit zur Einsicht durch die zuständige Überwachungsbehörde (Bezirksregie-

rung Köln, Dezernat 53) bereitzuhalten und über einen Zeitraum von mindes-

tens 5 Jahren aufzubewahren. 

5.8.2 Die geänderte AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ darf nur im technisch 

mängelfreien Zustand in Betrieb genommen werden. 

5.8.3 Die Anlagendokumentation der geänderten AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude 

M46“ ist unverzüglich nach Fertigstellung der Änderungen zu aktualisieren und 
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an den tatsächlichen Zustand (Realisierung des Überganges Bestandsanlage 

zur Erweiterung) anzupassen. 

5.8.4 Sollte es in der AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ infolge eines späteren 

Setzungsverhaltens beim Übergang vom Bestandsgebäude M46 zur neu er-

richteten Erweiterung zu einer Rissbildung des Bodens kommen, darf eines 

der beiden beantragten Fugenabdichtungssysteme Stellasil PE mit der abZ Z-

74.5-59 oder PE Seal mit der abZ Z-74.5-129 eingebaut werden. Der Einbau 

darf nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass bei einem Ergänzungs-, Än-

derungs- oder Neubescheid der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung der 

Fugensysteme keine Änderungen der zugelassenen Flüssigkeiten und zuge-

ordneten Betriebsarten und Stufen (Anlage 1 und 2 der allgemeinen bauauf-

sichtlichen Zulassung) vorgenommen werden. Bezugsdokumente sind für 

Stellasil PE die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung Z-74.5-129 vom 

23.10.2023 und für PE Seal die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung Z-74.5-

59 vom 05.02.2021. 

Hinweis 

Für die Sanierungsmaßnahmen ist zu prüfen ob eine Anzeige nach § 40 AwSV 

bei der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 

53) einzureichen ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn für die Abdichtung 

des Risses ein bisher nicht genehmigtes Fugenabdichtungssystem eingebaut 

werden soll oder sich Änderungen in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zu-

lassungen der beiden beantragten Fugenabdichtungssysteme ergeben ha-

ben. 

5.8.5 Wird in der AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ eines der beiden 

beantragten bauaufsichtlich zugelassenen Fugenabdichtungssysteme 

Stellasil PE mit der abZ Z-74.5-129 oder PE Seal mit der abZ Z-74.5-59 

verbaut, sind die Betriebsrundgänge zur systematischen Überwachung der 

AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ in einem zeitlichen Abstand von 

maximal 22 Stunden durch geschultes Personal durchzuführen. Bei 

Detektierung von Leckagen sind unverzüglich entsprechende 

Gegenmaßnahmen einzuleiten. 

5.8.6 Die Mitteilung über die Änderung der Anbindung der Bodenfläche der 

Gebäudeerweiterung an das Bestandgebäude der AwSV-Anlage „TDI 

Hauptgebäude M46“ und das verbaute Fugenabdichtungssystem ist der der 

zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) 

zusammen mit dem Prüfbericht für die Prüfung nach § 46 Abs. 2 AwSV 

zuzusenden. 
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Die Anlagendokumentation der AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ ist un-

verzüglich nach Fertigstellung der Änderungen zu aktualisieren und die geän-

derten maximalen zeitlichen Abstände zwischen den Betriebsrundgängen in 

die Betriebsanweisungen aufzunehmen. 

5.8.7 Fünf Jahre nach Einbau des gemäß Nebenbestimmung 5.8.6 mitgeteilten 

Fugenabdichtungssystems ist das Fugenabdichtungssystem durch 

sachkundiges Personal nach § 46 AwSV, durch einen Fachbetrieb nach § 

62 AwSV oder durch eine Sachverständige / einen Sachverständigen nach 

§§ 52, 53 AwSV auf Schäden kontrollieren zu lassen. Die Kontrolle ist danach 

im jährlichen Rhythmus zu wiederholen. Die Kontrolle kann entfallen, wenn 

zum fälligen Zeitpunkt bereits eine Sachverständigenprüfung durchgeführt 

wurde, die diese Kontrolle beinhaltet. 

5.8.8 Die Auflagen und Randbedingungen für die jeweiligen Medien-Werkstoff-

Kombinationen sind gemäß der Beständigkeitstabelle (Tabelle 5) im Kapitel 

10.1.5.1 der in den Antragsunterlagen enthaltenen AwSV-Beschreibung für die 

AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ einzuhalten. 

5.8.9 Die geänderte AwSV-Anlage „Absorptionskältemaschine M45“ darf nur im 

technisch mängelfreien Zustand in Betrieb genommen werden. 

5.8.10 Sollte es in der AwSV-Anlage „Absorptionskältemaschine M45“ infolge eines 

späteren Setzungsverhaltens beim Übergang vom Bestandsgebäude M45 zur 

neu errichteten Erweiterung zu einer Rissbildung kommen, darf eines der 

beiden beantragten Fugenabdichtungssysteme Stellasil PE mit der abZ Z-

74.5-59, Steulerplast PE mit der abZ Z-74.5-131 oder PE Seal mit der abZ Z-

74.5-129 unter der Voraussetzung eingebaut werden, dass bei einem 

Ergänzungs-, Änderungs- oder Neubescheid der Fugensysteme keine 

Änderungen der zugelassenen Flüssigkeiten und zugeordneten Betriebsarten 

und Stufen (Anlage 1 und 2 der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung) 

vorgenommen werden. eingebaut werden. Bezugsdokumente sind für Stellasil 

PE die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung Z-74.5-129 vom 23.10.2023, für 

Steulerplast PE die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung Z-74.5-131 vom 

14.11.2020 und für PE Seal die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung Z-74.5-

59 vom 05.02.2021. 

Hinweis 

Für die Sanierungsmaßnahmen ist zu prüfen ob eine Anzeige nach § 40 AwSV 

bei der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 

53) einzureichen ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn für die Abdichtung 

des Risses ein bisher nicht genehmigtes Fugenabdichtungssystem eingebaut 
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werden soll oder sich Änderungen in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zu-

lassungen der beiden beantragten Fugenabdichtungssysteme ergeben ha-

ben. 

5.8.11 Wird eines der drei beantragten bauaufsichtlich zugelassenen 

Fugenabdichtungssysteme Stellasil PE mit der abZ Z-74.5-129, Steulerplast 

PE mit der abZ Z-74.5-131 oder PE Seal mit der abZ Z-74.5-59 in der AwSV-

Anlage „Absorptionskältemaschine M45“ verbaut, ist die Mitteilung über die 

Änderung und das verbaute Fugenabdichtungssystem der zuständigen 

Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) zusammen mit 

dem Prüfbericht für die Prüfung nach § 46 Abs. 2 AwSV zuzusenden. 

Die Anlagendokumentation der AwSV-Anlage „TDI Nebengebäude M45“ ist 

unverzüglich nach Fertigstellung der Änderungen zu aktualisieren. 

5.8.12 Fünf Jahre nach Einbau des gemäß Nebenbestimmung 5.8.11 mitgeteilten 

Fugenabdichtungssystems ist das Fugenabdichtungssystem durch 

sachkundiges Personal nach § 46 AwSV, durch einen Fachbetrieb nach § 

62 AwSV oder durch eine Sachverständige / einen Sachverständigen nach 

§§ 52, 53 AwSV auf Schäden kontrollieren zu lassen. Die Kontrolle ist danach 

im jährlichen Rhythmus zu wiederholen. Die Kontrolle kann entfallen, wenn 

zum fälligen Zeitpunkt bereits eine Sachverständigenprüfung durchgeführt 

wurde, die diese Kontrolle beinhaltet. 

5.8.13 Die Arbeiten zur antragsgemäßen Errichtung der AwSV-Anlage „Dosierstation 

Konditionierungsmittel“ sind durch einen Sachverständigen oder eine 

Sachverständige nach § 53 AwSV zu begleiten und mit den zugehörigen 

Unterlagen zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist dauerhaft am 

Betriebsort der Anlage aufzubewahren und der zuständigen 

Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) auf Verlangen 

vorzulegen. 

5.8.14 Die Anlagendokumentation der neuen AwSV-Anlage „Dosierstation 

Konditionierungsmittel“ ist unverzüglich nach Fertigstellung zu aktualisieren 

und die realisierte Ausführung (befestigte Fläche in Asphaltbauweise mit 

nachgewiesenem Hohlraumgehalt ≤ 3 Vol.-% oder Gussasphalt) der Fläche 

vor dem Systemcontainer aufzunehmen. 

5.8.15 Die neue AwSV-Anlage „Dosierstation Konditionierungsmittel“ darf nur im 

technisch mängelfreien Zustand in Betrieb genommen werden. 

5.8.16 Die Auflagen der DIN EN 12285-1 oder der jeweils zum Zeitpunkt der Einlage-

rung aktuellen BAM-Liste für die eingelagerten Maschinenöle gegenüber dem 

Werkstoff S235JR (Werkst.-Nr. 1.0038) für die AwSV-Anlage „Lagerschrank 
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für Maschinenöl“ sind einzuhalten.  

 

 Arbeitsschutz 

5.9.1 Die zur TDI-Anlage gehörenden und von den Änderungen betroffenen 

Apparaturen, Lagerbehälter und Rohrleitungen sowie neu errichtete 

Anlagenteile sind entsprechend der DIN 2403 so zu kennzeichnen, dass 

mindestens die enthaltenen Gefahrstoffe sowie die davon ausgehenden 

Gefahren und die Fließrichtung der Stoffe eindeutig identifizierbar sind 

(§ 8 Abs. 2 Nr. 3 GefStoffV). 

5.9.2 Sofern im laufenden Betrieb der geänderten Anlage nachträglich 

Lärmbereiche ermittelt werden, sind diese an den Zugängen und 

Arbeitsbühnen gemäß der Technischen Regel für Arbeitsstätten (ASR) 

„Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ ASR A1.3 mit dem 

Gebotszeichen M 003, „Gehörschutz benutzen“ gut sichtbar und dauerhaft zu 

kennzeichnen. 

6 Nebenbestimmungen zum Ausgangszustandsbericht (AZB) 

6.1.1 Maßnahmen, vor allem baulicher Art, dürfen den Untersuchungen, die im Rah-

men der Erstellung eines Ausgangszustandsberichtes erfolgen, nicht entge-

genstehen. 

Dies betrifft insbesondere Maßnahmen, die 

- die Auswahl bzw. Lage der Probenahmestellen, 

- deren Zugänglichkeit, 

- die technische Durchführung der Bohrungen, 

- die Entnahme der Proben und  

- die nachfolgende Analytik 

beeinträchtigen oder verhindern. 

6.1.2 Der Ausgangszustandsbericht ist in Abstimmung mit der Bezirksregierung 

Köln (Dezernate 52 und 53) zu überarbeiten und um die noch fehlenden Aus-

führungen zu den tatsächlich durchgeführten Probenahmen, den Boden- und 

Grundwasseruntersuchungen sowie deren Analyseergebnisse zu ergänzen 

und anschließend der Genehmigungsbehörde in der mit der Bezirksregierung 

Köln, Dezernate 52 und 53, abgestimmten Fassung (abgestimmter Ausgangs-

zustandsbericht) bis zum 31.05.2025 vorzulegen. 
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6.1.3 Auf schriftlichen Antrag kann die in Nebenbestimmung 6.1.2 festgesetzte Frist 

verlängert werden. Der formlose Antrag ist bis 2 Wochen vor Fristablauf bei 

der Genehmigungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) zu stellen. 

Er muss insbesondere die Gründe beinhalten, die zu der Verzögerung führen, 

die vorgesehenen Abhilfemaßnahmen und den voraussichtlichen Termin für 

die Vorlage des abgestimmten Ausgangszustandsberichtes. 

6.1.4 Nach Betriebseinstellung ist zur Erfüllung der Pflichten gemäß § 5 Abs. 4 BIm-

SchG eine Zustandserfassung von Boden und Grundwasser durch qualifizierte 

Sachverständige durchzuführen und hierüber ein Bericht zu fertigen. 

Der Bericht hat einen quantifizierten Vergleich zwischen dem Ausgangszu-

stand gemäß AZB und dem Zustand nach Betriebseinstellung zu enthalten. 

Daneben ist die Beurteilung, ob und inwieweit eine erhebliche Verschmutzung 

von Boden oder Grundwasser durch den Betrieb der Anlage verursacht wurde, 

vorzunehmen. 

Wird eine erhebliche Verschmutzung festgestellt, so sind in dem Bericht der 

Sachverständigen Beseitigungsmöglichkeiten vorzuschlagen. 

 

7 Hinweise  
 

 Allgemeines 

7.1.1 Die im vorliegenden Bescheid aufgeführten Gesetze, untergesetzlichen 

Regelwerke, Normen und Technischen Regeln sind auf die zur Zeit der 

Bescheiderteilung geltende Fassung bezogen, es sei denn, dass ausdrücklich 

etwas anderes aufgeführt ist. 

7.1.2 Die Genehmigung erlischt, wenn die Anlage mehr als drei Jahre nicht mehr 

betrieben wird (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). 

7.1.3 Auf Antrag kann die Genehmigungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 

53) gemäß § 18 Abs. 1 BImSchG gesetzte Fristen aus wichtigen Gründen ver-

längern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes nicht gefährdet wird 

(§ 18 Abs. 3 BImSchG). 

7.1.4 Ein Fristverlängerungsantrag gemäß § 18 Abs. 3 BImSchG ist behördlicher-

seits nicht inhaltlich auf die Fortgeltung erteilter konzentrierter anderer behörd-

licher Entscheidungen zu prüfen, da dies separate Rechtsgebiete sind. Diese 

Entscheidungen werden lediglich zu einer Verfahrensvereinfachung in der Ge-

nehmigung nach BImSchG miterteilt. 
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Die Fristen konzentrierter anderer behördlicher Entscheidungen (z.B. für Er-

laubnisse nach BetrSichV und Baugenehmigungen nach BauO NRW) werden 

nicht durch einen Fristungsbescheid gemäß § 18 Abs. 3 BImSchG verlängert. 

Deren Fristverlängerungen sind durch die Antragstellerinnen bei der jeweils 

zuständigen Behörde einzuholen. 

7.1.5 Nach § 15 Abs. 1 BImSchG bedarf die Änderung der Lage, der Beschaffenheit 

oder des Betriebes einer genehmigungsbedürftigen Anlage der Anzeige, wenn 

nicht eine Genehmigung beantragt wird und wenn sich die Änderung auf in 

§ 1 BImSchG genannte Schutzgüter auswirken kann. 

7.1.6 Nach § 15 Abs. 3 BImSchG ist die geplante Betriebseinstellung einer geneh-

migungsbedürftigen Anlage unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der 

zuständigen Behörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) unverzüglich an-

zuzeigen. Der Anzeige sind Unterlagen über die vom Betreiber vorgesehenen 

Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus § 5 Abs. 3 und Abs. 4 BImSchG erge-

benden Pflichten beizufügen. 

 

 Abfall 

7.2.1 Bei der Ausweisung des bei der Rückstandabtrennung anfallenden TDI-

Rückstandes als Nebenprodukt P4 „Dry CSA Granulate“ müssen die 

Voraussetzungen eines Nebenproduktes nach § 4 Abs. 1 KrWG zum Zeitpunkt 

des Materialanfalls erfüllt sein, sonst handelt es sich um den Abfallstrom RS 1 

mit der Abfallschlüsselnummer 070199. Soll dieser bereits angefallene Abfall 

zu einem späteren Zeitpunkt wieder vermarktet werden, ist gemäß § 5 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) das Ende der Abfalleigenschaft ausführlich 

zu prüfen. Ein einmal als Abfall angefallener Stoff kann erst nach dem 

Durchlaufen eines entsprechenden Recyclings oder Verwertungsverfahrens 

das Ende der Abfalleigenschaft erreichen und dann als Produkt vermarktet 

werden. Ein späterer Wechsel von Abfällen in den Status eines 

Nebenproduktes ist nicht möglich. 

 

 Anlagensicherheit 

7.3.1 Der Inhalt des gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 der Störfall-Verordnung zu überarbei-

tenden Alarm- und Gefahrenabwehrplans ist der für den Katastrophenschutz 

und die allgemeine Gefahrenabwehr zuständigen Behörde (Berufsfeuerwehr 

der Stadt Köln) zu übermitteln, soweit es zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbe-
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sondere zur Aufstellung bzw. Fortschreibung des externen Notfallplanes (Son-

derschutzplan) gemäß § 30 des Gesetzes zur Neuregelung des Brandschut-

zes, der Hilfeleistung und des Katastrophenschutzes (BHKG) erforderlich ist. 

7.3.2 Die Werkfeuerwehr hat dem zum Zeitpunkt dieser Genehmigungserteilung 

nach BImSchG geltenden Anordnungs(Anerkennungs-)bescheid nach § 16 

BHKG (bzw. vormals § 15 FSHG) der Bezirksregierung Köln zu entsprechen. 

Die Verantwortung für den genehmigungskonformen Betrieb der Anlage ob-

liegt der Betreiberin. Dies gilt auch für Aufgaben, die die Betreiberin mittels 

eines privatrechtlichen Vertrages an Dritte übertragen hat. 

So hat die Betreiberin vertraglich sicherzustellen, dass sie beispielsweise über 

einen Antrag auf Änderung oder Abschaffung der Werkfeuerwehr eines für sie 

tätigen Dritten so rechtzeitig informiert wird, dass sie überprüfen kann, ob 

durch die Änderung oder Abschaffung der Werkfeuerwehr Auswirkungen auf 

den genehmigungskonformen Betrieb der Anlage auftreten können. Ggf. ist für 

die Anlage vor Änderung oder Abschaffung der Werkfeuerwehr eine Anzeige 

gemäß § 15 BImSchG zu erstatten oder ein Antrag nach § 16 BImSchG ein-

zureichen. 

7.3.3 Da die Rechtsgrundlage Eurocode 8 Teil 1 (DIN EN 1998-1/NA:2021) fortge-

schrieben wurde, sind die Maßnahmen zum Schutz der Einwirkungen von Erd-

bebengefahren in der TDI-Anlage gemäß den Anforderungen aus der DIN EN 

1998-1/ NA:2021 zusammen mit der DIN EN 1998-1:2010 Eurocode 8 in Ver-

bindung mit dem VCI-Leitfaden (Stand März 2022) zu überprüfen. Das Ergeb-

nis der Prüfung ist bei der nächsten Überarbeitung in den anlagenbezogenen 

Teilsicherheitsbericht der TDI-Anlage aufzunehmen. 

 

 Vorbeugender Gewässerschutz 

7.4.1 Gemäß § 47 Abs. 3 AwSV ist der zuständigen Überwachungsbehörde (Be-

zirksregierung Köln, Dezernat 53) spätestens vier Wochen nach Durchführung 

von Prüfungen von AwSV-Anlagen durch den Sachverständigen der jeweilige 

Bericht über die Prüfung nach § 46 Abs. 2 i. V. m. Anlage 5 AwSV bzw. § 46 

Abs. 3 i. V. m. Anlage 6 AwSV vorzulegen. Gemäß § 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 

AwSV darf kein Zusammenhang zwischen den Aufgaben nach § 52 Absatz 1 

Satz 2 Nummer 1 und anderen Leistungen bestehen, die im Zusammenhang 

mit der Planung oder Herstellung, dem Vertrieb, dem Betrieb oder der Instand-

haltung der zu prüfenden Anlagen oder Anlagenteile erbracht werden oder er-

bracht wurden. Insbesondere dürfen Sachverständige, die bereits an der Pla-

nung der Anlage beteiligt waren, keine Prüfung nach § 46 AwSV vornehmen. 
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7.4.2 Auf die Überwachungs- und Prüfpflichten gem. § 46 AwSV und die Prüfung 

durch Sachverständige gemäß § 47 AwSV wird hingewiesen. 

 

 Arbeitsschutz 

7.5.1 Die in den Antragsunterlagen dargestellten Maßnahmen zum Schutz der Ar-

beitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind Bestandteil der Genehmigung. Bei 

Abweichungen von den genannten Vorschriften und Technischen Regeln sind 

gleichwertige Schutzmaßnahmen nachzuweisen. 

7.5.2 Die beantragten betriebs- und anlagentechnischen Erweiterungen und Ände-

rungen sind in die Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz, in 

Verbindung mit den §§ 6 Gefahrstoffverordnung und 3 Betriebssicherheitsver-

ordnung mit einzubeziehen. Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass bei 

der Gefährdungsbeurteilung auch Tätigkeiten wie Wartungsarbeiten, Bedien- 

und Überwachungstätigkeiten zu berücksichtigen sind. 

7.5.3 Gemäß § 19 Abs. 1 BetrSichV hat der Betreiber der Anlage der zuständigen 

Behörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 55) bei Arbeitsmitteln nach den An-

hängen 2 und 3 unverzüglich anzuzeigen: 

o jeden Unfall, bei dem ein Mensch getötet oder erheblich verletzt worden 

ist  

o jeden Schadensfall, bei dem Bauteile oder sicherheitstechnische Einrich-

tungen versagt haben. 

7.5.4 Gemäß § 2 Abs. 2 der Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf 

Baustellen (Baustellenverordnung) ist für jede Baustelle, bei der  

o die voraussichtliche Dauer der Arbeiten mehr als 30 Arbeitstage beträgt 

und auf der mehr als 20 Beschäftigte gleichzeitig tätig werden, oder  

o der Umfang der Arbeiten voraussichtlich 500 Personentage überschreitet, 

der zuständigen Behörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 55) spätestens 

zwei Wochen vor Einrichtung der Baustelle eine Vorankündigung zu übermit-

teln, die mindestens die Angaben nach Anhang I BaustellV enthält. 

Werden auf einer Baustelle Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig oder wer-

den von diesen besonders gefährliche Arbeiten nach Anhang II der Baustel-

lenverordnung ausgeführt, so ist gemäß § 2 Abs. 3 BaustellV zusätzlich ein 

Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan zu erstellen. 

Grundsätzlich sind gemäß § 3 Abs. 1 BaustellV für alle Baustellen, auf denen 

Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig werden, ein oder mehrere geeignete 
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Koordinatoren zu bestellen. Anforderungen an die fachliche Eignung von Ko-

ordinatoren sind den „Regeln für Arbeitsschutz auf Baustellen“ (RAB 30) zu 

entnehmen. 

8 Hinweise zum Ausgangszustandsbericht (AZB) 

8.1.1 Über das Ergebnis der Prüfung des Ausgangszustandsberichtes, ggf. erfor-

derliche Nachforderungen sowie die Bestätigung über die Vorlage eines voll-

ständigen und plausiblen AZB erhalten Sie eine schriftliche Rückmeldung der 

zuständigen Behörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53). 

Damit wird der Ausgangszustandsbericht dann dem Genehmigungsbescheid 

inklusive der Antragsunterlagen hinzugefügt (§ 21 Abs. 1 Nr. 3 der 9. BIm-

SchV). 

8.1.2 Wurden erhebliche Bodenverschmutzungen oder erhebliche Grundwasserver-

schmutzungen durch relevante gefährliche Stoffe im Vergleich zu dem im Be-

richt über den Ausgangszustand angegebenen Zustand verursacht, so ist der 

Betreiber gemäß § 5 Abs. 4 BImSchG nach Einstellung des Betriebs der An-

lage verpflichtet, soweit dies verhältnismäßig ist, Maßnahmen zur Beseitigung 

dieser Verschmutzung zu ergreifen, um das Anlagengrundstück in jenen Aus-

gangszustand zurückzuführen. 
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9 Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage beim Verwaltungsgericht 

Köln, 50667 Köln erhoben werden.  

 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

gez. Janina Schütze  
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10 Antragsunterlagen 

Ordner I 

 Anschreiben 

 Inhaltsverzeichnis 

1 Formular 1 

2 Formular 2 

3 Erklärungen Betriebsrat, Immissionsschutz- und Störfallbeauftragter, Behandlung 

von Abwasser 

4 Allgemeine Angaben und Antragsgegenstand 

5 Anlagen- und Betriebsbeschreibung 

6 Angaben zu den Stoffen 

7 Formulare 

8 Angaben gemäß UVPG 

9 Gutachten und Prognosen 

 9.1 Schallemissions- / Immissionsprognosen 

 9.2 Stellungnahme zur FFH-Verträglichkeit 

 9.3 Stellungnahme zu artenschutzrechtlichen Belangen 

 9.4 Stellungnahme bezüglich der Ermittlung des angemessener Abstände - 

Luftpfad gemäß KAS 18-Leitfaden im TDI-Betrieb CHEMPARK Dormagen 

Ordner II 

10 Angaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

11 Weitere Entscheidungen nach § 13 BImSchG 

Ordner III 

12 Zeichnungen und Pläne 

Ordner IV 

12 Zeichnungen und Pläne (Fortsetzung) 

Ordner V 

12 Zeichnungen und Pläne (Fortsetzung) 

Ordner VI 

13 Unterlagen gemäß § 4b Absatz 2 der 9. BImSchV - Teilsicherheitsbericht 
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Ordner VII 

13 Unterlagen gemäß § 4b Absatz 2 der 9. BImSchV - Teilsicherheitsbericht (Fortset-

zung) 
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11 Abkürzungen 

ABL. Amtsblatt der Europäischen Union 

AbwV Verordnung über Anforderungen an das Einleiten 

von Abwasser in Gewässer - Abwasserverordnung - vom 

17.06.2004 (BGBl. I S. 1109) 

abZ allgemeine bauaufsichtliche Zulassung  

AKM Absorptionskältemaschine 

AL Abluftstrom, der über eine anlageninterne Quelle emittiert 

wird 

AOX adsorbierbare organisch gebundene Halogene 

ArbSchG Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeits-

schutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesund-

heitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit - Arbeits-

schutzgesetz - vom 07.08.1996 (BGBl. S. 1246) 

ArbStättV Verordnung über Arbeitsstätten - Arbeitsstättenverordnung - 

vom 12.08.2004 (BGBl. S. 2179) 

ASR Technische Regeln für Arbeitsstätten 

ASR A1.3 Technische Regeln für Arbeitsstätten - Sicherheits- und Ge-

sundheitsschutzkennzeichnung vom Februar 2013 (GMBl. 

2017, S. 7) 

AVV Baulärm Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bau-

lärm - Geräuschimmissionen - vom 19.08.1970 (Beilage zum 

BAnz. Nr. 160) 

AW Abwasserstrom 

AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefähr-

denden Stoffen vom 18.04.2017 (BGBl. I S. 905) 

AwSV-Anlage Anlage zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im 

Sinne des § 1 AwSV 

AZB Ausgangszustandsbericht - Bericht über den Ausgangszu-

stand im Sinne § 10 Abs. 1a BImSchG 
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BAM-Liste Anforderungen an Tanks zur Beförderung gefährlicher Gü-

ter - Liste über Werkstoffbeständigkeitsdaten herausgege-

ben durch das Bundeamtes für Materialforschung- und Prü-

fung 

BAnz Bundesanzeiger 

BauGB Baugesetzbuch vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)  

BauO NRW Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landes-

bauordnung 2018 - vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421) 

BauPrüfVO NRW Verordnung über bautechnische Prüfungen vom 06.12.1995 

(GV. NRW. S. 1241) 

BaustellV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Bau-

stellen - Baustellenverordnung - vom 10.06.1998 (BGBl. I S. 

1283) 

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen 

und zur Sanierung von Altlasten - Bundesbodenschutzge-

setz - vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502) 

BE Betriebseinheit 

BetrSichV Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der 

Verwendung von Arbeitsmitteln - Betriebssicherheitsverord-

nung - vom 03.02.2015 (BGBl. I S. 49) 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BHKG Gesetz zur Neuregelung des Brandschutzes, der Hilfeleis-

tung und des Katastrophenschutzes vom 17.12.2015 (GV. 

NRW. S. 886) 

BImSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 

und ähnliche Vorgänge - Bundes-Immissionsschutzgesetz - 

vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274) 

4. BImSchV Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes - Verordnung über genehmigungsbe-

dürftige Anlagen - vom 31.05.2017 (BGBl. I S. 1440) 

9. BImSchV Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes - Verordnung über das Genehmigungs-

verfahren - vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) 
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12. BImSchV Zwölfte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes - Störfall-Verordnung - vom 15.03.2017 

(BGBl. I S. 483) 

39. BImSchV Neununddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bun-

des-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung über Luftquali-

tätsstandards und Emissionshöchstmengen - vom 

02.08.2010 (BGBl. I S. 1065) 

BMZ Baumassenzahl 

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege - Bun-

desnaturschutzgesetz - vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542) 

CAS-Nr. vom CAS vergebene standardisierte Bezeichnung für chemi-

sche Stoffe 

CSB Chemischer Sauerstoffbedarf 

DAkkS Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH 

DIBt Deutsches Institut für Bautechnik 

DIN Deutsches Institut für Normung e.V., Bezug nehmend auf 

DIN-Normen 

DIN 2403 DIN-Norm „Kennzeichnung von Rohrleitungen nach dem 

Durchflussstoff“ (Beuth Verlag GmbH) 

DIN 4109 DIN-Norm „Schallschutz im Hochbau“ (Beuth Verlag GmbH, 

Ausgabe November 1989) 

DIN EN 12285-1 DIN-Norm „Werksgefertigte Tanks aus Stahl - Teil 1: Lie-

gende, zylindrische, ein- und doppelwandige Tanks zur un-

terirdischen Lagerung von brennbaren und nicht brennbaren 

wassergefährdenden Flüssigkeiten, die nicht für das Heizen 

und Kühlen von Gebäuden vorgesehen sind“; Deutsche Fas-

sung EN 12285-1:2018 (Beuth Verlag GmbH, Berlin) 

DIN EN 15259 DIN Norm „Luftbeschaffenheit - Messung von Emissionen 

aus stationären Quellen - Anforderungen an Messstrecken 

und Messplätze und an die Messaufgabe, den Messplan und 

den Messbericht“ (Beuth Verlag GmbH, Berlin) 

EL Abluftstrom, der zur Behandlung an eine andere Anlage ab-

gegeben wird 

EN Europäische Norm, Bezug nehmend auf EN-Normen 

https://www.dibt.de/
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ERVV Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 

elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach - Elektronischer-Rechts-

verkehr-Verordnung - vom 24.11.2017 (BGBl. I S. 3803) 

EW Entwässerungsstrom, der zur Behandlung an eine andere 

Anlage abgegeben wird 

FFH Fauna-Flora-Habitat, Bezug nehmend auf die Fauna-Flora-

Habitat-Richtlinie 92/43/EWG 

FFH-Richtlinie siehe Richtlinie 92/43/EWG 

GebG NRW Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 

23.08.1999 (GV. NRW. S. 524) 

GefStoffV Verordnung zum Schutz vor Gefahrstoffen - Gefahrstoffver-

ordnung - vom 26.11.2010 (BGBl. I S. 1643) 

GMBl. Gemeinsames Ministerialblatt 

GRZ Grundflächenzahl 

GV. NRW. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-

Westfalen 

HBV Anlage zum Herstellen, Behandeln und Verwenden wasser-

gefährdender Stoffe 

HCl Chlorwasserstoff 

HCl-Elektrolyse Teil der Salzsäureanlage (Anlagennummer 311) der 

Covestro Deutschland AG im CHEMPARK Dormagen 

IE-RL Industrieemissionsrichtlinie - Richtlinie 2010/75/EU des Eu-

ropäischen Parlaments und des Rates vom 24.11.2010 

über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Ver-

minderung der Umweltverschmutzung) 

IO Immissionsort 

IT Informationstechnologie; Oberbegriff für alle mit der elektro-

nischen Datenverarbeitung in Berührung stehenden Techni-

ken 

KAS Kommission für Anlagensicherheit 
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KAS-18 Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebs-

bereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürfti-

gen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung 

§ 50 BImSchG“ (KAS) 

KAS-51 Leitfaden „Maßnahmen gegen Eingriffe Unbefugter“ von der 

Kommission für Anlagensicherheit, verabschiedet am 14. 

November 2019 

KrWG Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung 

der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen - 

Kreislaufwirtschaftsgesetz - vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212) 

K 31 zentrale Abwasserbehandlungsanlage (Kläranlage) für den 

CHEMPARK Dormagen zur mechanischen, biologischen 

und physikalisch-chemischen Behandlung klärpflichtiger Ab-

wässer, Inhaberin der Einleiterlaubnis ist die Currenta GmbH 

& Co. OHG  

LANUV Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nord-

rhein-Westfalen 

LBodSchG Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfa-

len - Landesbodenschutzgesetz - vom 09.05.2000 

(GV.NRW. S. 439) 

LImSchG Gesetz zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen 

und ähnlichen Umwelteinwirkungen - Landes-Immissions-

schutzgesetz vom 18.03.1975 (GV. NRW. S. 232) 

LWG Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen - Lan-

deswassergesetz - vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618) 

MBl. NRW Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 

Natura-2000-Gebiet Gebiet gemäß FFH- oder Vogelschutzrichtlinie 

Nm³/h Einheit für den Volumenstrom – Normkubikmeter pro Stunde 

ODB 1,2-Dichlorbenzol 
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OGC-VwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Umsetzung des Durch-

führungsbeschlusses (EU) 2017/2117 der Kommission vom 

21. November 2017 über Schlussfolgerungen zu den besten 

verfügbaren Techniken (BVT) gemäß der Richtlinie 

2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Industrieemissionen in Bezug auf die Herstellung von 

organischen Grundchemikalien – vom 15. September 2020 

(GMBl 2020 Nr. 37, S. 788) 

OT Operative Technologie, Gesamtheit von Hardware und Soft-

ware, die zur Überwachung, Erkennung und Kontrolle von 

Änderungen an Geräten, Prozessen und Ereignissen einge-

setzt wird 

PEHD Polyethylen hoher Dichte (High-Density Polyethylen) 

PLT Prozessleittechnik 

PTFE Polytetrafluorethylen 

PVDF Polyvinylidenfluorid 

RAB Regel zum Arbeitsschutz auf Baustellen 

RAB 30 Regel zum Arbeitsschutz auf Baustellen 30 - Geeigneter Ko-

ordinator (Konkretisierung zu § 3 BaustellV). 

rgS relevante gefährliche Stoffe im Sinne § 3 Abs. 10 BImSchG 

Richtlinie 

92/43/EWG 

Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhal-

tung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen (ABL. L 206 S. 7) (FFH-Richtlinie) 

Richtlinie 96/82/EG Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 09.12.1996 zur Beherr-

schung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährli-

chen Stoffen (ABL. L 10 S. 13), aufgehoben 

Richtlinie 

2009/147/EG 

Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 30.11.2009 über die Erhaltung der wildleben-

den Vogelarten (ABL. L 20 S. 7) (Vogelschutzrichtlinie) 

Richtlinie 

2012/18/EU 

Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 04.07.2012 zur Beherrschung der Gefahren 

schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und 

anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Ra-

tes (ABL. L 197 S. 1) (Seveso-III-Richtlinie) 
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RS Rückstand (anlagenspezifischer Begriff für Abfallstrom) 

Seveso-II-Richtlinie siehe Richtlinie 96/82/EG 

Seveso-III-Richtlinie siehe Richtlinie 2012/18/EU 

SV-VO Verordnung über staatlich anerkannte Sachverständige nach 

der Landesbauordnung vom 29.04.2000 (GV. NRW S. 422) 

TA Lärm Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Im-

missionsschutzgesetz -Technische Anleitung zum Schutz 

gegen Lärm - vom 26.08.1998 (GMBl. S. 503) 

TA Luft2021 Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes–Im-

missionsschutzgesetz - Technische Anleitung zur Reinhal-

tung der Luft - vom 18.08.2021 (GMBl. S. 1050) 

TDA 2,4-/2,6-Toluylendiamin 

TDI 2,4-/2,6-Toluylendiisocyanat 

TDI-Anlage Anlage zur Herstellung von Toluylendiisocyanat der Firma 

Covestro Deutschland AG im CHEMPARK Dormagen (Anla-

gennummer 209) 

TNb Total Nitrogen bound - Gesamtstickstoff, gesamter 

gebundener Stickstoff 

TOC Total Organic Carbon (gesamter organischer Kohlenstoff) 

TRwS Technische Regel wassergefährdender Stoffe 

TRwS 780 Teil 1 Technische Regel wassergefährdender Stoffe (TRwS) - 

Oberirdische Rohrleitungen - Teil 1: Rohrleitungen aus me-

tallischen Werkstoffen (DWA, Mai 2018) 

TRwS 785 Technische Regel wassergefährdender Stoffe - Bestimmung 

des Rückhaltevermögens bis zum Wirksamwerden geeigne-

ter Sicherheitsvorkehrungen - R1 – (DWA, Juli 2009) 

TRwS 7862020 Technische Regel wassergefährdender Stoffe - Ausführung 

von Dichtflächen (DWA, Oktober 2020) 

TVA Thermische Abgasverbrennungsanlage, hier: TVA der Cur-

renta GmbH und Co. OHG am Standort Dormagen 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 

24.02.2010 (BGBl. I S. 94) 
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VDI Verein Deutscher Ingenieure e.V., Bezug nehmend auf VDI-

Richtlinien 

VDI 2448 Blatt 2 VDI-Richtlinie „Statistische Auswertung von stichprobenarti-

gen Emissionsmessungen an geführten Quellen: Ermittlung 

der oberen Vertrauensgrenze“ (Juli 1997) 

Vogelschutzrichtlinie siehe Richtlinie 2009/147/EG 

VwGO Verwaltungsgerichtsordnung vom 19.03.1991 (BGBl. S. 686) 

WGK Wassergefährdungsklasse 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - Wasserhaus-

haltsgesetz - vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) 

ZIW Zulässiger Immissionswert 

ZustVU Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz vom 03.02.2015 

(GV. NRW. S. 268) 
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	5 Inhalts- und Nebenbestimmungen
	5.1 Allgemeines
	5.1.1 Der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) ist der Zeitpunkt der Inbetriebnahme der geänderten Anlage schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muss mindestens eine Woche vor der beabsichtigten Inbetriebnahme vorliegen un...
	5.1.2 Die Genehmigungsurkunde oder eine Abschrift derselben ist ständig am Betriebsort der Anlage aufzubewahren und auf Verlangen der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) zur Einsichtnahme vorzulegen.

	5.2 Baurecht
	5.2.1 Mindestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten ist der Baubeginn der nach BauO NRW genehmigungsbedürftigen Maßnahmen der zuständigen Bauaufsichtsbehörde (Stadt Köln, Bauaufsichtsamt) schriftlich anzuzeigen.
	5.2.2 Mindestens eine Woche vor Beginn der Arbeiten ist der Baubeginn aller beantragten Maßnahmen der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) schriftlich anzuzeigen.
	5.2.3 Vor Beginn der nach BauO NRW genehmigungspflichtigen Arbeiten ist der zuständigen Bauaufsichtsbehörde (Stadt Köln, Bauaufsichtsamt) sowie der immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) der Nachweis über ...
	5.2.4 Die Forderungen und Empfehlungen des dem Genehmigungsantrag für das Vorhaben beigefügten Brandschutzkonzeptes „Brandschutzkonzept TDI-Anlage“ in der Version 2.0, Stand 03.12.2021, erstellt von der Currenta GmbH & Co. OHG, Abteilung CUR-CPS-BS-DO...
	5.2.5 Die Forderungen und Empfehlungen der dem Genehmigungsantrag für das Vorhaben beigefügten brandschutztechnischen Stellungnahme „Brandschutztechnische Stellungnahme - Erweiterung des Gebäudes M45“, Stand 03.12.2021, erstellt von der Currenta GmbH ...
	5.2.6 Baustoffe, die im Anlieferungszustand leichtentflammbar (B 3) sind, dürfen grundsätzlich nicht verwendet werden, es sei denn, dass es sich um Baustoffe handelt, die ausschließlich im Verbund mit anderen Baustoffen verwendet werden und im eingeba...
	5.2.7 Mindestens eine Woche vor der abschließenden Fertigstellung der Errichtung bzw. der Änderungen des Gebäudes oder der baulichen Anlagen ist diese jeweils der zuständigen Bauaufsichtsbehörde (Stadt Köln, Bauaufsichtsamt, Bauaufsichtsamt@stadt-koel...

	5.3 Schutz von Boden und Grundwasser
	5.3.1 Werden bei den Bauarbeiten Bodenbelastungen angetroffen, ist unverzüglich ein sachverständiger Gutachter zur fachlichen Begleitung und Untersuchung der Kontamination hinzuzuziehen. Die gutachterliche Begleitung ist schriftlich zu dokumentieren u...
	5.3.2 Die Umsetzung der Nebenbestimmungen 5.3.3 bis 5.3.16 des Bescheides nach § 49 VwVfG NRW mit dem Aktenzeichen 53.0032/16/G16/VwVfG49-Lüc vom 29.06.2020 zur Änderung des Genehmigungsbescheides 53.0032/16/G16-Ku vom 14.07.2017 ist unter Einbeziehun...

	5.4 Luftreinhaltung
	5.4.1 Die Anlage muss mit Einrichtungen ausgerüstet und betrieben werden, die bei allen bestimmungsgemäßen Betriebszuständen die Einhaltung der in den Nebenbestimmungen 5.4.2, 5.4.3, 5.4.4, 5.4.5 und 5.4.7 Emissionsbegrenzungen gewährleisten.
	5.4.2 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemäßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenströme, jeweils angegeben als Massenströme der angegebenen Stoffe, in der Abluft der jeweiligen Quelle nicht überschreiten:
	5.4.3 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemäßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenströme, jeweils angegeben als Massenströme der angegebenen Stoffe, in der Abluft der in der Abluft der jeweiligen Quelle nicht überschr...
	5.4.4 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemäßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenkonzentrationen, jeweils angegeben als Masse der angegebenen Stoffe, in der Abluft der jeweiligen Quelle der TDI-Anlage nicht überschre...
	5.4.5 Die nachstehend genannten Stoffe dürfen während des bestimmungsgemäßen Betriebs der TDI-Anlage folgende Massenkonzentrationen, jeweils angegeben als Masse der angegebenen Stoffe, in der Abluft der jeweiligen Quelle der TDI-Anlage nicht überschre...
	5.4.6 Die Massenkonzentrationsbegrenzung von Luftverunreinigungen im Abgas der Nebenbestimmungen 5.4.4 und 5.4.5 erfolgt gemäß Nr. 2.7 Abs. 2 Buchst. a) TA Luft2021 mit der Maßgabe, dass im Falle von Einzelmessungen jeder Messwert die festgelegte Mass...
	5.4.7 Bei An- und Abfahrvorgängen darf das Zweifache der in der Nebenbestimmung 5.4.4 und 5.4.5 festgelegten Massenkonzentrationen nicht überschritten werden.
	5.4.8 Nach Erreichen des ungestörten Betriebs, jedoch frühestens drei Monate und spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der geänderten TDI-Anlage ist durch Messungen einer nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen Stelle feststellen zu lassen, ob die ...
	5.4.9 Messplanung, Auswahl von Messverfahren sowie Auswertung und Beurteilung der Messergebnisse der Messungen nach den Nebenbestimmungen 5.4.8 haben gemäß den Nrn. 5.3.2.2 bis 5.3.2.4 TA Luft2021 zu erfolgen.
	5.4.10 Zur Durchführung der in der Nebenbestimmung 5.4.8 vorgeschriebenen Messungen sind vor Inbetriebnahme der geänderten Anlage nach Abstimmung mit der nach § 29b BImSchG bekanntgegebenen Stelle der Nr. 5.3.1 TA Luft2021 entsprechende Messplätze und...
	5.4.11 Die Messstelle nach Nebenbestimmung 5.4.8 ist zu beauftragen, über die Ergebnisse der Messungen nach Nebenbestimmung 5.4.8 einen Messbericht zu fertigen. Der Messbericht muss mindestens enthalten:
	5.4.12 Die Messungen für organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff für die Quellen AL 4.1 und AL 4.3 gemäß Nebenbestimmung 5.4.4 und gasförmigen anorganischen Chlorverbindungen, angegeben als Chlorwasserstoff, gemäß Nebenbestimmung 5.4.5 sind...
	5.4.13 Ergibt die Auswertung der Messergebnisse der ersten 12 Messungen nach Nebenbestimmung 5.4.12, dass die obere Vertrauensgrenze für das 90-Perzentil bei einem Vertrauensniveau von 50 Prozent nach Richtlinie VDI 2448 Blatt 2 (Ausgabe Juli 1997) di...
	5.4.14 Die Messungen für Gesamtstaub und Stoffe nach Nr. 5.2.5 Klasse I TA Luft2021 gemäß den Nebenbestimmungen 5.4.2 und 5.4.3 sind wiederkehrend spätestens bis zum Ablauf von jeweils drei Jahren durchführen zu lassen. Bezugspunkt für die Berechnung ...
	5.4.15 Auf die wiederkehrende Messung nach Nebenbestimmung 5.4.14 kann auf formlosen Antrag mit Zustimmung der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) verzichtet werden, wenn mit ausreichender Sicherheit festgestellt werde...
	5.4.16 Betriebsstörungen sind hinsichtlich Art der Betriebsstörung, Zeitpunkt und Dauer zu erfassen. Eine Zusammenstellung der vorstehend genannten Daten ist auf Verlangen der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) vorzul...

	5.5 Lärmschutz
	5.5.1 Die TDI-Anlage ist nach Nr. 3.1 TA Lärm mindestens gemäß der dem derzeitigen Stand der Technik entsprechenden, fortschrittlichen Lärmminderungsmaßnahmen nach Nr. 2.5 der TA Lärm zu ändern und zu erweitern.
	5.5.2 Die in der „Schallemissions- / Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am Standort Dormagen“ der Currenta GmbH & Co. OHG, Abteilung CUR-SIT-SER-GEN-SST (Schallschutztechnik) in der Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. ...
	5.5.3 Der Einsatz von lärmrelevanten Baumaschinen ist auf die Tagzeit im Sinne der AVV Baulärm (07:00 Uhr bis 20:00 Uhr) zu begrenzen.
	5.5.4 Während der Änderung der Anlage ist durch eine dafür nach § 29b BImSchG bekannt gegebene Stelle (Messstelle, Messinstitut) eine baubegleitende Überwachung unter schallschutztechnischen Gesichtspunkten durchzuführen, um sicherzustellen, dass die ...
	5.5.5 Bei der Vergabe der Arbeiten zur Änderung der Anlage ist der Auftragnehmer zur Einhaltung der bestehenden Lärmschutzvorschriften, insbesondere der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschemissionen - (AVV Baulärm) vo...
	5.5.6 Die TDI-Anlage ist so zu ändern und zu betreiben, dass die von ihr hervorgerufenen Geräuschimmissionen insgesamt die folgenden Beurteilungspegel - gemessen jeweils 0,5 m vor der Mitte des geöffneten Fensters des vom Geräusch am stärksten betroff...
	5.5.7 Die in der „Schallemissions- / Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro Deutschland AG am Standort Dormagen“ der Currenta GmbH & Co. OHG, Abteilung CUR-SIT-SER-GEN-SST (Schallschutztechnik) in der Fassung vom 16.08.2024 (Gutachten Nr. ...
	5.5.8 Sofern sich im Rahmen der Detailplanung oder der des Antragsgegenstandes Änderungen zu den Schallemissionen der den Antragsunterlagen beigefügten Schallimmissionsprognose der „Schallemissions- / Immissionsprognose für die TDI-Anlage der Covestro...
	5.5.9 Nach Erreichen eines ungestörten Betriebs, jedoch frühestens drei und spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist die Einhaltung der in Nebenbestimmung 5.5.6 aufgeführten Beurteilungspegel durch eine dafür nach § 29b BI...
	5.5.10 Das Messinstitut / die Messstelle nach Nebenbestimmung 5.5.9 ist zu beauftragen, über die Überprüfung nach Nebenbestimmung 5.5.9 einen Bericht zu fertigen und diesen der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) späte...

	5.6 Anlagensicherheit
	5.6.1 Der bei der Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) hinterlegte anlagenbezogene Teil des Sicherheitsberichtes gemäß § 9 der 12. BImSchV für die TDI-Anlage ist bis zum 31.07.2025 fortzuschreiben.
	5.6.2 In den Unterlagen nach § 9 der 12. BImSchV (Sicherheitsbericht der TDI-Anlage „COV_SiB2O9_TDI“) sind bei der nächsten Überarbeitung Angaben zu Stoffen, die bei Abweichungen vom bestimmungsgemäßen Betrieb entstehen können, zu ergänzen.
	5.6.3 Es ist eine nachvollziehbare und aus sich heraus verständliche Ergebnisdarstellung technischer und organisatorischer Vorkehrungen zum Schutz der sicherheitsrelevanten Anlagenteile, die zum Antragsgegenstand gehören oder von diesem betroffen sind...
	5.6.4 Es ist eine detaillierte IT-Risikobeurteilung zur Ermittlung und Bewertung der Auswirkungen von möglichen Cyber-Angriffen auf die Integrität und Verfügbarkeit unter Berücksichtigung konkret eingesetzter Komponenten und Systeme zur Prozess- und S...
	5.6.5 Die mit den Nebenbestimmungen Nr. 5.6.3 und 5.6.4 geforderten Unterlagen sind spätestens zwei Monate nach Inbetriebnahme der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) vorzulegen.
	5.6.6 Werden bei der kontinuierlichen Beobachtung der IT-Gefährdungslage Schwachstellen, IT-Bedrohungen oder IT-Gefährdungen erkannt, sind Zeitpunkt, Art der Schwachstelle, der IT-Bedrohung oder der IT-Gefährdung und die Art der Beseitigung festzulege...
	5.6.7 Auf Verlangen der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernat 53) ist ihr vor Ort Einblick in die Dokumentation zu gewähren. Die Überwachungsbehörde kann die Fortschreibung des Kapitels „IT-Sicherheit“ im hinterlegten anlage...
	5.6.8 Die gesamte IT-Risikobeurteilung ist sowohl regelmäßig als auch anlassbezogen zu wiederholen. Das Intervall zwischen den regelmäßigen Risikobeurteilungen darf gemäß KAS 51 zwei Jahre nicht überschreiten.
	5.6.9 Ergibt die IT-Risikobeurteilung die Notwendigkeit relevanter Änderungen wie beispielsweise die Integration neuer Komponenten oder Systeme oder die Änderung der vorhandenen, sind diese gemäß § 9 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4, S. 2 der 12. BImSchV unverzügl...

	5.7 Wasserrecht
	5.7.1 Für den Abwasserstrom AW 3 der TDI-Anlage der durch die Kanalisation des CHEMPARK Dormagen der Standortkläranlage K31 zugeführt wird, sind die folgende Volumenströme sowie die folgenden Frachten und Konzentrationen einzuhalten:
	5.7.2 Jedes Abwasser, das außerhalb des bestimmungsgemäßen Betriebes anfällt, ist im Bereich der Anlage aufzufangen und darf zunächst nicht in die Werkskanalisation eingeleitet werden.
	5.7.3 Sofern Abwasser die in der Nebenbestimmung 5.7.1 angegebenen Werte für Fracht oder Konzentration überschreitet, ist umgehend die zuständige Überwachungsbehörde (Bezirksregierung Köln, Dezernate 53 und 54A) zu informieren und das weitere Vorgehen...

	5.8 Vorbeugender Gewässerschutz
	5.8.1 Betriebsstörungen und sonstige Vorkommnisse, bei denen wassergefährdende Stoffe aus einer AwSV-Anlage austreten und zu befürchten ist, dass diese in ein oberirdisches Gewässer, in den Untergrund oder in die Kanalisation eindringen, sind unverzüg...
	5.8.2 Die geänderte AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ darf nur im technisch mängelfreien Zustand in Betrieb genommen werden.
	5.8.3 Die Anlagendokumentation der geänderten AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ ist unverzüglich nach Fertigstellung der Änderungen zu aktualisieren und an den tatsächlichen Zustand (Realisierung des Überganges Bestandsanlage zur Erweiterung) anzupas...
	5.8.4 Sollte es in der AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ infolge eines späteren Setzungsverhaltens beim Übergang vom Bestandsgebäude M46 zur neu errichteten Erweiterung zu einer Rissbildung des Bodens kommen, darf eines der beiden beantragten Fugenab...
	5.8.5 Wird in der AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ eines der beiden beantragten bauaufsichtlich zugelassenen Fugenabdichtungssysteme Stellasil PE mit der abZ Z-74.5-129 oder PE Seal mit der abZ Z-74.5-59 verbaut, sind die Betriebsrundgänge zur syste...
	5.8.6 Die Mitteilung über die Änderung der Anbindung der Bodenfläche der Gebäudeerweiterung an das Bestandgebäude der AwSV-Anlage „TDI Hauptgebäude M46“ und das verbaute Fugenabdichtungssystem ist der der zuständigen Überwachungsbehörde (Bezirksregier...
	5.8.7 Fünf Jahre nach Einbau des gemäß Nebenbestimmung 5.8.6 mitgeteilten Fugenabdichtungssystems ist das Fugenabdichtungssystem durch sachkundiges Personal nach § 46 AwSV, durch einen Fachbetrieb nach § 62 AwSV oder durch eine Sachverständige / einen...
	5.8.8 Die Auflagen und Randbedingungen für die jeweiligen Medien-Werkstoff-Kombinationen sind gemäß der Beständigkeitstabelle (Tabelle 5) im Kapitel 10.1.5.1 der in den Antragsunterlagen enthaltenen AwSV-Beschreibung für die AwSV-Anlage „TDI Hauptgebä...
	5.8.9 Die geänderte AwSV-Anlage „Absorptionskältemaschine M45“ darf nur im technisch mängelfreien Zustand in Betrieb genommen werden.
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	5.9 Arbeitsschutz
	5.9.1 Die zur TDI-Anlage gehörenden und von den Änderungen betroffenen Apparaturen, Lagerbehälter und Rohrleitungen sowie neu errichtete Anlagenteile sind entsprechend der DIN 2403 so zu kennzeichnen, dass mindestens die enthaltenen Gefahrstoffe sowie...
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	6.1.4 Nach Betriebseinstellung ist zur Erfüllung der Pflichten gemäß § 5 Abs. 4 BImSchG eine Zustandserfassung von Boden und Grundwasser durch qualifizierte Sachverständige durchzuführen und hierüber ein Bericht zu fertigen.
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